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,PRÄiSIOEiNT (um 11 Uhr 10 hlinuten): Ich
eriÖfifne di,e SHzung. D.as Protokoll der letzten
Sitzun,g ist geschäftsordnungsrmäßi,g :aufge­
l~gen; es ist unbea:ns'ta'lidet geblieben, demnach
als 'genehmi1gt zu betr.aohten.

Von der heutigen Sitzung hahen sich ent­
schuldigt: Herr Lanideshauptmann Steinhöck,
Herr Landeslhau'P'tmannstdlvertreter Ingenieur
Kal"gl, Herr Präsident !Endl und Herr Abge­
ordneter Dr. HaDcl"Zettl.

nie Vor1'age, betreffenid niederösterreichi'sches
f remdenv·e.rkehrsgesetz, Abänderung, Wiu1"dc
von der 'Landesregierung zurüc'~gezogen und
wird im Herbst neuerdings eingebraoht.

Hohes Haus! Wieder hM der Tod dn ehe­
maliges ,Mitglied des Land1,ages von Ni'eder­
österreich abbe'rufen. Herr 01'. Fr.anz Ri'el,
AI tbürgermeister 'Von Krems, weIcher dem
Landtag 'von Ni'ederöst,erlieich in d'er Zeit vom
25. November 1945 bis 6. Juni 1949 angehörte,
ist am 4. ]uN 1952 gestorben. Ich habe der
WHwe des Verstorbenen, Fmu ßdithRid, im
Namen des L iand1a:g,es das herzlichste Beileid
ausgesprochen rund ebenso der Stadt Krems.

Wir ge},angen zur Ber,atung der Tagesord­
nung. loh ersuche den Herrn Abgeol1dnet,en
Marchsteiner, die Verhandlung zur Zahl 328
einzuleiten.

BerichterstaHer Abg. MARCHSTEINE;R:
lioihes Haus! Ich hahe namens des Finanz­
ausschlusses über die Vorlage ,der Landes­
regierung, 'betreffendaußerordenHichen Voran­
schlag 1952; .Obersohreitungsibewilligung 'beim .
Kredit des Voranschlagsansatzes 7420-61,z'llm
Ausbau der Bäuerlichen fachschulen, :zu !be­
richten.

Die Bäuerüdhe Fadhschule flür Mädchen in
Unter-Nalb ist zur Zeit in einem Mieto:bjekt
unter,gebracht. Mit dem Eigentümer dieses
Objektes, dem Benediiktinerstiift OöHwei,g, be­
steht ein Mietverhältnis, jedooh ,scheiterte dier
Abschluß eines schriHliohen Mietvertra!ges an
dem Umstiand, daß es h. a.nicht beabsichtigt
war, in diesem ObjeIkt di'e aaus:haltungsschule
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Zu 1b) Personalhaus:

Erd g es eh 0 ß: 1 Garage, 1 Remise,
Schwei:nestall, 1 Pferdestall, 1 Waschküche.
Obergeschoß : 3 Wohnung,en, je 1 Zim-

mer, 1 Küche, 1 Kabinett und Nebenräume.
Holzko'11struktion, erbaut 1947 j48, nicht

unterkeHert.

9!2 2 29
1l!l 7 57

240 78 27
241 7 77
242 18 30

ParwUe ha m2

Nr.
10 7 49

9/1 14 13

2 ha 35 a 82 m2

Bauarea mit
Hauptgebäude
Garten vor dem
Hauptgebäude
mit Personal­
haus
HutwC'idle
Gair~tel1 lhinkr
dem Ha'upt­
g,ebäude
Obstgarten
Teich
Obs.tgarten
und Gärtnerei

2. Grundstücke: E.-Z. 915

Das Landes,amt IBIl c !hat am 27. Mätz 1952
die Sc'hätzUl1g dieser Lieg,ensehaft vorgenom­
men. Darnach wur,den die Gebäude mit einem
Verkehrswert vo,ninsgesamt 641.000 S,und
die Grundstücke mit insgesamt 51.000 S 'bewer­
tet. Somit wurde die g,esamte LiegenschaH auf
091.000 S geschätzt.

Der Ertragswert wurde nicht berechnet, da
auf Grund der we,nigen Grundstücke ein aus­
schlaggebender Ertrag ni'chtg~geben ist und
(he ganze Realität nicht als Ertra,gsobj>ekt an·
gesehen werden kann.

Der Gmndwert wurde einvemehmlioh mit der
Landwirtscha:ftsk1ammer für Niederösterreich
und Wien festlgtelegt.

Der Verkehrswert wur,de auf Grund der
Lage für ähnlliche Objekte mit 1/10 des amor­
tisierten 'Hauwertes bestimmt.

Der ang1elbotene Kaufpreis von 460.000 :S
kann daher auf Grund obi'ger Schätzu!ng als
sehr angemessen bezdchnet werden.

Nach den Feststellungen des Landesamtes
Bjle ist für die notwendige Inst':1ndsetzung ein
Gesamtbetrag von zirka 600.000 S erforder­
lich. Hiervon WÜJ.1de ,für das 'Rechnungsj.ahr
1952 ein Betrag von 265.000 S nötig s,eil1l, da­
mit der Betrieb mit Beginn des :Lehrganges
1952j53 im Oktober dortselbst aufigenommen
werden kann.

'Der Finanz3usschuß hat ,sich in zwei Sitzun­
gen mit der Angelegenheit beschäftigt und ist
LU folgendem Antrag gekommen (liest):

Dcr Hohe Landtag wolle besrhließ,en:
"Für den Ankauf der zum Aushau einer

bäuerIichen Faohschule vorgesehenen Realität
in MiHergrabern wird im außerordentlichen
Voranschlag des Landes NiecLeröstetreiohfür
dias Jahr 1952 beim Kredit ,des Voranschlags­
ansatzes 7420---61 "Zum Ausbau der iBäuer­
lichen Fachsclhulen', eine Überschreitungs-

b) Personalhaus.

Zu 1 a)Ha u p t ge b ä ud e: 2 Keller,
'267 m2 groß.

Erd g e s c h 0 ß: 2 Hallen, 1 Küche und
Nebenräume, 1 Keller (kleiner Handikeller),
1 Kapelle, 2 Zimmer und Nebenräume.

H aap tgeschoß: 1 Halle, Stiegenhaus,
7 Zimmer, 3 kleine Zimmer, 2 Aborte.

1. S t 0 e k : 1 Halle, Stiegenhaus, 7 Zimmer,
3 <kleine Zimmer, 2 Abort'C.

Dies,es Haus wurde 1670 crrichtetund 194()

instand gesetzt.

auf lange Zeit zu beIass,en. Oer B'auzustand die­
ses Objektes sowie die sämtlichen Räume sh1d
für >die 'weitere Untel'bI1ingung der Haushal­
'tungSischule gänzlich untulänlg1liClh und inanem
r1eparatur- und erneuerungS!bedürftig. Außer­
dem fehlt jede Möglichkeit der Kleilntierhal­
tung sowie der notwendig,en Führung ei'nes
Oartenhetöebes, da die erforderliche Grund­
fläche 'nicht vonhanden ist. Zudem wird noch
festgeskHt, daß der Wirtschaftsbetri'eb der
Pfarre Unter-Nalb durch das B'enediktinerstift
Göttw6g an den !Bauern Hienerth verpachtet
ist. Dieser LancLwirtschaftsbetrieb ist der Haus­
haltuingsschule direkt benachbart und es be­
stehen mit diesem gewisse Gemeinsamkeikn,
wie Wasserv,ersorgungund de,rgleichen. Das
Verhalten des Pächters Hi,enerth der Haus­
haltungsschu1e Unter-Nalb gegenüher ist jedoch
derart, daß der Schul'betrieb dauernd störend
beeinflußt wird, oft sOgiar unmöglich wird.

VNschiedene Kontrollen des hiesi'gen Amtes
(KontroUamt, Finanzkontro'Uaausschuß) haben
in ihren schrifHichen Berichten wi'ec1erholt die
Unzulängl1ch'keit der Schul- und Internats­
räume festgelegt.

Vom zuständig,en Landesamt V1:5 wurde
daher stänchg nad1 der Möglichkeit ,der Unter­
bringung der Haushaltungsschule Unter-Nalh
in ein! geeigneteres Objekt gesucht. NUIT ergibt
sich ,die Möglichkeit, von dem Besitzer, Herrn
Emanuel Waldstein-\Vartenberg, Gutsbesitzer
in Idolsberg bei Krems, die Real>ität in Mitter­
grabern bei Hol1abrunn zu erwerben. Di~se
Realität Mitter,grabern besteht aus folgendem:

1. Geh ä ude: a) Hauptgebäude (H-erren­

haus) 1
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be:wiJUgung bis zum Betrag von 750.000 S ge­
nehmigt."

Ich hiUe um Annahme dieses Antrages.
PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum

Wort gelanlgt Herr Abg. K re i ne r.

Ahg. KHEiINEH: Hohes Haus! Inde.m .die
sozi,alishsche Ff'a'kNon diesem Antrag dIe Zu­
stimmung g'eben wird, beweist sie vor allem
unseren bäuerüchen Vertret'ern und der bäuer­
lichen IBevölikerung neuerlich, daß sie ein Inter­
esse daran hat, daß die 'bäuerliche Jugend in
fachschulen aUSi~ebj],det werden soll. Darüber
wollen wir also keinen Zweifel offen lassen.
Wir sind natürlich der M,einung, daß man
über di'e Zweckmäßi,gkeitund die Verteilung
aller dieser Fach- 'und Berufsschulen auf dem
bäuerlichen ,sektor manches r'eden könnk Die
soziaNsHslche IF raMion :hat bei der Behand­
luna dieses AntraOlPs den Wunsch, daß man

b b~ b'
sich doch einmal in einer Gemeinsohaftsar Clt
auch das 'gewerbliohe Fortbildul1igswesen an­
sieht· wir vertreten nämlich die Meinung, daß
auf diesem Sektor noeh manches nachzuholen
wäre und daß wir bei den gewerblichen Fach­
sehulen noch manches gutzumachen hätten.
Vor mir lilcat ein Schreiben der St!adt'gemeinde

b d .HoJlabrunn über die Untcrbring'ung der, ort,,-
gen Frauenberufsschule, ,die Iheute Ie,d~r ~e­

schreibung spottet. Der Bür:germeister schreIbt,
daß der Betrieb ,dieser Schule dadurcha:ußer­
ordenHich leidet daß der Unterricht in ,der
Wohnung eines'Schulleiters abgewickelt wer­
den muß. Wir mei,nen (]Iaher, ,daß wir hei der
lwmmenSien Budgether,atung auch einmal an
den Sektor der gewerbJ,ichen F'ach- und Be­
wfsS'chwlen zu denken Ihaben wellden. \X!ü- Wür­
den unsere bäulerlichen KolJ.e'gen bitten, daß
sie uns, Iwenn wir den kommenden Voransch lag
beraten werden, hei dem Ausbau des gewerb­
!ic'hen FachschU'Iwesens 'die gleiche Unter­
stützung ,gehen, di'e wir der ißauemsohaH jeder­
zeit in aUen Belangen :g~hen.

Aber 'noch etwas muß die Fraktion der
Sozilalistischen P,artei hierzusag,en, näml,ich,
daß Sie uns die Zustimmung zu diesem Antrag
nicht I'eiohtgemacht haben. Das kann ich Ihnen
'ganz ehdich sa~en. Wir waren nämlich der
Meinung, daß es so Slein wird, daß zuerst der
zuständige Ausschuß und dann der Landtag
einen Beschluß f,assen wird, und daß dann
au:f Grund eines sOIlohen Lan1dt'agsbeschlusses
das Notwendige vemnlaßt wird, um diese
Schule zu errichten. Unter-Nalb ist unzuläng­
lich das 'haben 'wir festgestellt. In Unter-Nalb
kon;1te nicht mehr unterricMet wel'den, das
sehen wir hundertpmzent,i'g ei'n. Wir sind
auch der Meinung, Idaß das Projekt Mitter­
gr:abern geeignet sein wird und daß damit
die Voraussetz,ungen gegeben sind, den Unter-
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rioht ordnungsgemäß aufzunehmen. WÜ- haben
aber unser Mißtrauen gegen die Ziffern,
die a,enannt wunden, weiI 'wiraus der
Erfa'h~ung wissen, daß immer wieder Über­
schreitungen kommen. Wir wünschen nur, daß
sich die zuständigen Referate und Beamten
nicht wieder so geirrt haben, wie es manchmal
sohon vopgekommen ist, und daß nicht eli,ne
drei- bis vi'erfach höher,e Summe erforderlich
sein wird, -als veranschlagt wurd1e.

Geigen einen Umstand, den ich später näher
ausführen werdie, sind wir aber ganz ent­
schieden und wir werden in Zukunft U:l1S,ere
Zustim~iUng von der rEinhaltung gewisser Be­
stimmungenabhängi,g machen. Ich habe mich
der Mühe unterzogen und mir Mittergrabern
anges,ehen, weil es mich interessiert hat. Es ist
alles so weit in Ordnung. Aber ich komme
nach MiHergrabern, da slind bereits die Leh­
flerinnen dort dia wird das <Schloß schon ein­
gerichtd, es' wird schon eingekocht, dlo:t
gackern schon die Hühner, dort kriechen die
FadeIn herum, :kurz und gut, es 'hat sich alles
schon häuslich nieder,geIassen, ohne daß der
Landtag dennotwe'l1'di'gen Beschluß gefaßt 'hat.
Ich glaube, wir können doch verlangen, daß
der Landtag wenilgstens ülsowc,itgeacMet wird,
daß man zuerst abwartet, welchen Beschluß er
faßt denn sonst ist ja alles, was wir lüer be­
schließen, lächerlich. Es darf nicht s:o sein,
daß das Referat oder irgendein Beamter sagt,
was schert Imch das, was in ,der La11ldtoags­
sitzung beschlossen wird, vorher wird getan,
was wir für gut befinden und der Landtag wird
einfaoh vor eine 'vollendete Tatsadhe 'gestellt.
Wir bitten Sie, daß man 'hl Zukunft auf diese
Dinge Rücksicht nimmt, und daß man den
Landtag als Igesetzgebende 'Und beschließ:ende
Körperschaft achtet. Nur dann werden wir
miteinander gut auskommen. Die zuständi~gen

Referate müßten veranlaßt werden, zuerst die
Beschlüsse dies Landtages abzuwarten und
dann erst an ,die Arbeü zu schreiten. Ich
möchte daher-,noch 'einmal salgen - es i,st dies
die Stellung'lliahme unserer Fr:aktion -, bei
ko'mmenden ähnlidhen Fäll[en müßten 'wir aus
prinzipiellen Gründen unsere ZustimlInungzu
solchen A,nträgen verweigern. (Beifall bei dm
Sozialisten.)

PRÄSIDENT: Zum Wort gelangt 'Herr Ab­
geordneter Ing. H i r man n.

Abg. Ing. HJR<MANN:Hoher Landtag!
Es mag vielleicht ein Akt der ,ausgleiohlenden
Gerechtigkeit sein, daß sich der Landtag in
der letzten S'itzun,g der Seslsion dieses Hohen
Hauses einlige Male mit Fragen ,der 'Land~

wirtschaft befassen mußtle. Im Laufe derfrü­
heren Sitzlun~en war dazu k:aum Zeit, ja
nicht einmal wälhrend den Budgetberatu!J1igen,
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wo in dier fülle dies Za1hlenmaterilals lind in
der Hitze der D:ebatk die Bekwge der Land­
wirtschaft irgen:dwie untlergin,gen. Es ist be~

zeichnend, daß der Antnag, der dem Hohen
Haus ,in Ider vottiletzten Sitzung i,n ,f ragen
der L'al1diwirtschaft vorl!ag, sich mit den Ab­
satzsorgen der Lancliwirtchaft befaßtle und
diaß für die Landwirkhaft ein Kre:di,t hezie­
hungsweise die Übernahme des Zinsendi:enstes
für einen Kredit zur Deckung der Kosten für
eine fleischvorratsaktio'l1 be'schlossen !werden
mußte. Vor einem Jahr war es umgekehrt, da
war noch die Schweinef1:eischikrise an der Tages­
ordnung. Nun ihahen nadh einem }a1hr die da­
mals durchgeführten Maß'11ahmenihre Wirkung
getan. Das 'zweite war eine Bitte um Hilfe für
jene Gemeinden, die linfolge der Maul- und
Klauenseuche Schäden an ihrem ViehstatlId er­
litten :halben. In dies,em Zusammenhang stand
auch die :Bitte um verbilli:gte FuHermittel. Das
dritte zu ,dien Seuchen waren die 'Elementar­
kat,astrophen, Hagel- und Windschäden.

Nun kommt zum AbsCihluß an dieses Hohe
Haus ein Antra,g ;um die iß1ewilJi:gung eines Be­
tra:ges von nicht wenig<er als 750.000 S, um -­
das möchte liclh besonders feststellen - nicht
eil1ieneuie Schule zu errichten, sondern eine
bestehende Schule, deren Weiterhestand in den
bishte6gcn Räumen unmölglich geworden war,
in einem anderen Gebäude unterzubringen,
damit der Schulhet'fieb fortgesetzt werden kann.

Ich stJehe 'nicht an, zu erklären, daß auch
meine Fr,aktion db- Ansicht des Herrn Abg:e­
ordneten Kreiner ist, Idaßsolche notwendigen
Maßnahmen durchaus zeitgerecht dem Hohen
Haus unt,er,breitet werden. Ich dank,e im Namen
der Landwirtschaft für das Verständnis, das
das Hohe Haus dieser Notwendigkeit entgegen­
bringt, indem es d~m Ant'rag s,eine Zustim­
mung gi:bt.

Ich möcMe aber noch nicht schließen, ehe
ich nicht auf das antworte, was Herr Ab­
geordneter Kreiner im Vergleich zu den ge­
wel1blichen Schulen gesagt hat. Es ist selbst~

verständlich, daß das gewerbliche Schulwesen
w'eiter ausgebaut werden muß; in diesem
Hohen Haus sind schon so viele Gründe dafür
angeführt wor1den, daß es sich erübrigt, meh'r
dazu zu sagen. Ich darf ,aber doch feststellen,
daß wir in dier Landwirtschaft glücklich wä­
ren, w'C:nn wi'l' auch nur annähernd im land­
wirtschaft! ichen f ortbiIdiun,gsschulwesen so
weit wären, wie das auf dem gewerblichen
Sektor der Fall ist.

Und nun noch etw,as g,emde zu dieser Schule
in Unter-Nalib. Sie ist eine IBäuerliche Schule
für Mädchen, für angehende Bäuerinnen, also
für ei'ne Gruppe von Menschen, die - d'as
wird wohl kaum hestritten werde,] - auch
heute noch dtte schwerste A!rbeitslast zu tragen

hat. für die Bäuerin gibt es keinen Acht­
stundentag. für dh~ Bäuerin gibc es kein
Mutterschutzgesetz und auch all das nicht,
w,as das Hohe Haus im Landarbeitei"gesdz und
in der Landlarbeiterordnung über den Schutz
der Landlarbeiter wrankert hat. \Venn ich nur
die bäuerhohen iBetriebe in der üröße von
einem halben H~'ktar bis zu 20 Hektar heran­
ziehe, in denen die Bäuerin allein die Last der
Iiauswirtschaft und zum Teil alnch der feld­
wirtschaft zu tragen hat, so komme ich nach
den letzten :Erhebungen von Professor Steden
auf 125.000 solcher iß'etriebe. Für diese 125.000
BetrieSe :haben wir in ganz Nied!eröstel'lleioh
vier, Schulen, di'e sich mit der Her;anbildung
der Bäuerin für ihren künfhgen Bewf ihle­
fassen. Blesohei,diener kann es wohl nicht s'ein!

Ich glaube, wenn dieses Hohe Haus heute
diesem Antria!g der Landesre,gierung zustimmt,
so ist damit ,ein kleiner Schritt auf dem Weg
getan, den letzten Endes alle gehen müssen,
nämlich den, daß wir der IBäuerin für ihre
künHige Arbeit, die sie ja nicht nur für die
('igene Wirtschaft, sondern auch für die .ge­
samte Wirtsoh,aft des Landes und des Bundes
leistet, eine Schulst'ätte sohaffen, in der sie ,das
Rüstzeug für die kommende sc:h:were Arbeit er­
hält. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT: Die 'Rednerliste ist erschöj1ft.
Der Herr Berichterstatter hat das Schluß­
wort.

Berichterstatt,er Ahg. MARtHSTEINER
(Schlu(jwort),' Hohes IHalls! Ich diarfnoch zur
Kenntnis bringelI, daß sich d'lo, Einzugs,gebid
für die Schule in Mittergrabern aus d~'n Ge­
richtsbezirken Geras, Hetz, Hallgsrdorf, Laaan
der Thaya, Poysdorf, Hollabrunn, Misi:elbach,
EggeIrbur,g und Ravelsbach zusammensetzt.
Ich bitte Sie, dem Ihnen bereits zur KeIrntnis
gebrachten Ant:rag die Zustiimmung zu ;geben.

PRÄSIDENT (nach Abstimmung): An ge­
n omme n.

Ich ersuche ,den Herrn Abg. S ta f f a, di,e
Verha,ndlung zur Zahl 331 einzuleiten.

BericMerstatter Abg, SIArfA: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzausschusses
über die Vorlage der Landesregierung, betref­
fend die Abänderung des Opfcrfürsorgeabgabe­
gesetzes 1950, LOB\. N r. 46/1950, zu berichten.

Di,e Geltungsdauer des auf Grund des Be­
~chlusses der ll'iederöskmeichischen Landes­
legierung vom 27. Juni 1950 wiederverlaut­
ba rten Opferfürsorgeabgabegesetzes 1950 endet
mit 31. Dezember 1952. Mit diem Ertrrag der
Opf'erfürsorigeabgahe wird eine zusätzliche
Unterstützung bedürfti>gel' Kriegsopfer, wie
auch Opfer der politischen Verfolgung und der
Hinterbli'ebenen beider Perso:nenkreise ermög­
licht. Da jedoch die vom Bund ,grewährtlenRen-

,
1
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ten weder für die Krj~gsopf(r noch für die
Opfer der politischen Verfolgung ausreichend
s'ind, letztere, sofern sie nur Opferausweis­
inha'her sind, überhaupt keine Heute di2s Hun­
des beziehen, ist eine zusätzliche Leistung für
oÖie Kriegsopfer wie auch für die Opfer der
politischen Verfolgung weiterhin not1wendilg.
Anderseits erscheint es angezeigt, noch vor Er­
steliung des l1'iederösterreiohisch'en Landesvor­
al1'schla,ges 1953 Gewißheit darüber zu haben,
ob im näerhsten J1all1r weitere Mittel für die Be­
fürsorgung der Kriegsopfer und der Opfer dier
polihsC'hen V'erfolgunlg vorhanden sein wer,den.

Im Namen des finanzausschusses habe ich
(aher folgenden Antrag zu stellen (!lest):

Der Hohe Landtag wolle beschheR1en:
,,1. Der zuli1egende Entwurf eines Gesetzes

(siehe Landesges,etz vom 10. JulI 1952) zur
Abänderung des Opferfürsorgeabgabeg'esetzes
1950, LOHl. Nr. 46/1950, wird genehmigt.

2. Die Landesre'gierung wird beauftragt, das
zur Durohfühmng der Gesetzesabänderung Er­
forderliche zu veranlassen."

Ich bitte um die Zustimmung des Hollen
Hauses.

PRASIoDENT: Zum Wort ist niemalnd ge­
meldet. Wir kommen zur Abstimmung. (Nach
Abstiml11ullR über den Wortlaut des Gesetzes,
über Titel und Eingang und über das Gesetz
als Ganzes sowie über den Antrag des Finanz­
ausschusses): A n gen 0 m m ,e n.

Ich ersuche frau Abg. Cerny, die Ver­
handlung zur Zahl 332 'einzuleiten.

IBeriohterstatterin Abg. OERNY :Hoi!IesHaus!
Ich hahe namens des Schulausschuss-es üher -die
Vorlage der Landesregierung, betreffend den
Dqenstpostenp];an 1952/53 für die gewel1blichen
Berufsschulen in Nied1erösterDekh, zu bericht'en.

Oher die Notwendigkeit der Berufsausbil­
dung unserer Jugend besteht wohl in allen
Kreisen der Bevölkerung ,des Landes die
gleich'e Meinung. Im Einvemehmen mit dem
Landesschulrat für Niederösterreich, dem ge'­
werblichen Berufssohulrat für Ni'ederöslterrekh
sowie mit der Gewerkschaft der öffentlich An­
gestellten, Sektion BeriufsschuHehrer, wuride
daher die Aufst,ellung des Dienstpostenplanes
1952/53 vorbesprochen. Der derzeit igü],tige
Dienstpostenplan 'ist nur für das Schuljahr
1951/52 erstellt und nun wurde der Di,e.nst­
postenplian für das kommende Jahr erstellt;
dies aus dem Gmnde, damit im Bundesmini­
sterium die Boesprechungen für das kommende
Bu,dget rechtzeitigdlurchgeführt werden kön­
nen. Der vorliegende Dienstpostenplan er­
streckt sich auf 75 Bemfsschulen, die im gan­
zen Land verteilt si1nd. Davon sind zwölf Lan­
desherufsschulen in sechs Bemfsschulorf.en mit
insgesamt 587 Klassen. Auch 'im heurigen

Jahr wurde an der Durchschnittsziff.er von
26 Schülern pro Klassle f1estg,eha.lten, wi,e auch
bezüglich der Lehrerv'erpflichtung ent'spr'echend
dem Erlaß des Bundesministeriums für Unter­
richt vom 10. Mai 1948, Zl. 26.04911'V/B/'b, ein
Stundenausmaß von 26 Wocl1el1lstunden zu­
grunde gelegt wurde. Das soll nun durchaus
nicht heißen, daß nUr 26 Stunden Unt'ClfT'ich-t
erteilt werden muß. Oiese Z'iffer stellt nur einen
Sicher1heitskoieffiz'ientlenfür ,den ·fall dar, daß
während des Schuljahres die Klassenzahl
wächst und neUie :Lehfl1\iräftfe gebraucht werden.

Die Klassenza!hl hat sich um eine auf 587 er­
höht, wäh'rend sich die Zahl der Lehrlinge um
I,ediglich 189 ,auf 15.019 verringert hat.

Die Zahl der pragmat'isielrt1en hauptamtlichen
Direktoren der Ent:lohnungsgruppe iL 2 ist
gleichgieblieben. Des.gleichen hat :sich die Zahl
-der vertraglichen ,Leiter der Entlohnungs­
gruppe I L 1 2 nicht verän,dert. Die Reduzie­
rung der m~benamt],ichef1Le'iter der 'Entloh­
nU'l1'g'sgruppe II L 1 2 von 57 auf 48 ista'U'f
die Stillegung von neun B'erufsschulen zurück­
zuführen.

Eine V
'
eränderul1'g der Oesamtzahl der prag­

matisierten B,cndssohullehor'er und der vertrag­
lichen Berufsschu'1lehrer J·L 1 2 tritt nicht ein
Wohl aber ist ,e,ine Verändenmg ,dieser Fostc,n
,in der Weise beabsichtigt, daß bei den Lan­
desherufsschulen in Krems und hei die'!- Landes­
berufsschule j,ri Wäldegg ,ebenso wie bei -der
gewerbl,ichell! Berufsschulle in P'öohIarn sich die
Diens.tposten der h,aluptamthchen IBerUlf,ssehul­
lehrer um j,e eine 6telle zugu:nsten der Schaf­
fung je ei'nes pragmatisierten Lehr'erpostens
verringern werden. -Dies hat eine Erhöhung der
bisherigen pragmat!isierten. BeruJsschuHehr'Cir­
stlel1en von 51 lauf 54 und eine elllt'spnechende
V:erriDigmung der hauptamtlichen vertraglichen
Lehrerposten von 114 auf 111 zur f olg'e.

SchHeßlich ergibt sich noch eine Verringe­
run'g der nebenamtlkhe:n und ne'belllberufHühen
BerufsschuHehrer der Entlohnungsgruppe II
L 1 2 von 417 auf 376, welche Redmierung
vo'rnehmlich auf die erwähnte StiHegung von
neun Berufsschulen zurüc'kzuifühflen. ,ist.

Demnach weist der Di,enstpostenploan
1952/53 auf:

Direktoren heziehungsweise Leiter: Haupt­
amtliche pragmatische Direktoren der Ent­
lohnungsg'fllppe L 2 15, davon mit Zulag,e ge­
mäß § 40 Abs. 5 und 7 000 15; Vertrag­
liche Leiter der EnMohnungsgruppe I L 1 2 3,
!davon mit Zulage Igemäß § 40 Abs.2 VBG 3;
nehenamHiche Leiter der E11't.!ohnun:gs­
gruppe II L 1 2 48, davon mit Zul,a,ge gemäß
§ 41 Abs. 2 V1BO 48.

Din:kto'fenstleHvertlreter: Hauptamtliche pra'g­
maüsierte Direktorenstellvertreter der EntJoh-
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nun'gsgruppe L 2 3, rdavon mit Zulage gemäß
§,40 Abs. 5 und 9 000 3.

Berufsschullehrer : Pragmatische Bemfsschul­
lehrer der Entlohnungsgruppe L 2 54, davon
mit Zulageglemäß § 40 Abs. 5 000 54. Ver­
tragliche B,erufsschullerhrer dier Entlohnungs­
gruppe I L 1 2 111, davon mit Zulage 'gemäß
§ 41 Ahs. 2 VBO 90; Nebenamtliche und
nebenberufliche Berufsschullehrer der Entloh­
nungsgmppe 11 L 1 2 376, davon mit Zulage
gemäß § 41 Aihs; 2 ViBO 359; außerdem
7 Fachinspektoren, di,e j,edioch vom Bund er­
nannt und bezahlt werden.

Namens des SchuIaussühusses unterbreite ich
dem Hohren Haus ,follgendelli Antmg (liest):

Der Hohe Landtag wolle hesohheß'en:
,,1. Der vO'rhegendre rDi'enstpostrenplan 1952[53

für dire gewerblichen Berufsschulen ,in Ni,eder­
österreich wird genehmigt

2. Dis ,Landesfiegierung wird beauftragt,
wegen Durchführung dieses rBeschlusses das
Erforderliche zu veranlassen."

Ich hüte, diesem Antrag die Zustimmung zu
geben.

PRASIDiENT: Zum \'\Io'rt ist niemand ge­
meldet, wirr kommen zur Abstimmung. (Nach
AbstimnlllJl[.;): An gien 0 m m e n.

Ich 'ersuche dien Herrn Abg. 0 e I' haI' t 1,
,c:e Verhandlung zur Zahl 334 einzuleiten.

Berichterstatter Arhg. GERl-lA RTL: l-iohes
Haus! Ich habe rnamens dies Schulausschuss'es
über di,e Vorlage dreI' rLandesreglierung, betref­
fend ,den Diens,tpostenplan 1952/53 für die
öff·entrlichen Volks-, Haupt- und Sonderschul'en
Nierderästerreichs,zru beriethten.

Gemäß § 4 Abs. 2 des Le'hrerdiensthoheits­
g,esdzesista11 jäh rl ieh rde I' üienstpos t<enp Ian
für di,c Pflichtschullehl'er spätestens gemeinsam
mit dem Landiesvoranschlag zu heschließlen. Um
jedoch ber,eits im den Feriel1J die entspr;eehende
Vorsm,ge für ,dien Hegiml des nleuen Schul­
jahres tneHen zu 'können, hat es sich ab zweck­
mäßj,g !erwiesen,dren Dienstpostenplan späk­
s,tens zu 'ß,egi'l1'n der Ferien zu beschließen.

Gemäß \'\I,eisul1'gserliaß des Bundesmini­
steriums Ifür Unterridht vom 19. Februar 1952,
Zl. 37594-IV120 a/32, ist auf die ange­
spannte ,Finanzlage bei Erstellungd:,:,s Dienst­
postenplanes besonders Rücksicht zu nehmen.
Im Sinne ,die I' Fi'llanzausgleichsnovelle 1952
trägt der Bund den PeTsonala'!lfwand für
Vollks-, }-I!aurp!t- und Sonde'rschul"n nur insoweit,
als der im § 13 Abs. 1 Ziffer 1 dieser Novelrle
fesngestellte Schülersch]rüssel nicht überschritten
wird. rDamach soll mit Stichtag 'vom 1. Okto­
her 1952 die Zahl der Volks-, Haupt- und
Sonderschuillerh~er einschließlich der liand­
arbei,t'sleh.r,e'finnen, FremdspTaohlehr,er und
ReHgionslehrer '/"0 der Zabl dier Volksschiile'r,

4

vermehrt um 'I"" ,der Zahl der Hauptschüler
und um '/'5 der Zahl der Sond~'rscrhüler nicht
ühersteig,en; ,der Mehmufwand ist aus Landes­
mitteln zu tragen.

Der Oirenstposknplan für das Schuljahr
1952/53 wmde vorm LandreSischu],mtfür Ni'e­
deröstel'peich im Einvernehmen mit dem ,Lan­
dresamt VHI/l erstellt. Auf die minist:crieUen
Rirchtlini,en wurde Bedacht g,cl1ommen und eine
Über,einstimmul1:g mit dem Bundesmini'st'erium
für Unt'errl'ioht im V,eflhandlungswege erzi'elt.
Der Abfall an Schülerzahllenarn Volkssohukn
von 111.512 auf 105.080 hat eine Verminde­
rung 'dreI' Oe'samt'klassel1zahl zur Folge. Um
einen größeren Abfall vOrn Klassen zu vermei­
den, wurde eine PersonaJrresrer'Ve 'Von 70 Lehr­
personen aufgenommell1. D.em Absinken der
Schülerzahl'en an Yolksschulensteht ien
weiteres Ansteigen der rSchrlilerz'ahlen an
Iiauptschulen g,egcnÜJber, so daß der Oesamt·
abfall rund 3000 Schükr beträgt.

Dadurch, daß bereits im Vorj,ahr de'r 'natür­
Iliche Ahgallllg la11l Lehrrple~rso'nen ,durch Pen­
sionierung, Tod und dergleichen nur zu einem
Bruchteil durch Neueinstlellungienausgieiglichen
wur-de. wird auch heuer ei,n Abhau veT'ineid:bar,
wenn aus Landesmittreln ungefähr dier gleiche
Überhal1'gan Lehrprersonen ,gegenüber der im
Finanzausglech vonges,ehmen Schlüsse'1zahl
übernommen wird. rEs handelt sich 'um zirka
300 Lehrkräfte, die im V'erhältrnis zur Gesamt­
z,ahl von 6167 Dienstposten kaum fünf Pro­
zent ausmachen.

Dies,er iße'itrag des Landes ist aus sohuli­
sehen Oründen ,dringend erforderlich, um eine
Rückentwicklung im Pflichtseh:ulwesen durch
die absinikenden Schülerzahlen zur ni'eder­
organisierten Schule hinrtanzuhalten.

Dife provisorische Personalvertretung der
Pflichtsehu.]]ehner hat zu dem D iens.tposten­
plan im positiven Si,nrne Stellung genommen.

Ich möchte noch darauf Vierweisen, dlaß die
Oewerkschaft, la,lso di,e provisorische Personal­
vertretung ,der Pflichtschullehrer, dem Dienst­
post,enplan zus,tiimmt.

Der Dienstpostenrplan sieht vo'r:
1. Z'alhldrer Dierustposten ,der Verw,altulngs­

gruppe L 2a 1042, d(l!voln mit Gehaltsenhöhullig
beziehungswelise ZulagJen narh § 40 Abs. 7
und 8 GüG 172.

2. Zahl der Dienstposten der Verwa],tu1ngs­
gluppe L 2h 4262, ,davon mit Gehaltserhöhung
bezi,ehungsweisre Zulagen nach § 40 Abs. 7
und 8 000 1085, dia'von mit Zul!agenlllach
§ 40 Ahs. 5 GOO, Sc:tz 2 (ohne Lehrhehelfe
für Haupt- und SOlnderschwlen) 829.

3. Zahl de'r Dienstposten der Venwaltungs­
gruppe L 3 238, davon vollheschäWgte Harnd·
arbeitslehrerinnen 224, davon voMbescrhäftigte
Fremldsprrachenlehrer 14.
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4. Anz'ahl der Dienstpüsten, die durch voll­
beschäftigte Vertra.gslehrer versehen wer;dien:
I L 1 2 10, I L 1 3 (keine Doppelzählung) 13.

5. für 3721 Unterrichtsstunden weiblicher
Handarbeit, die durch nicht vollbeschläftigte
H:a'ndarbeits,lehrerinnen erteilt werden, 159.

6. 'für 546 'fremdspraohenstunden nicht voll­
bescihäHi,gte fremdspradhenlehrer 22.

7. für 164 Stu:llidren nichtvErbindlicher Unt'er­
richts:gegenstände, welche nicht im Rahmen
der Lehf'verpflichtung erteHt werden können, 6.

8. ,für 9946 y,; Religionsunterrichtsstun-
den 415.

Der Antrag des Schulausschusses lautet
(liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
,,1. Der 'Vor1j.~gendeDienstpostenpl-an 1952/53

für die öffmtliehen Volk's-, Haupt~ullid Sonder­
8-chul'en Niüderöster'reichs wi-rd genehmigt.

2. Die Landk:sregj'erung wi'l'-d beauftragt,
wegen Dmchführu:ng dieses Beschlusses das
Erforderliche zu' verail1'lassen."

Ich bitte um A'nnah<me dii!es,es Antragps.
PRÄiS'IDENT: Zum Wort ist ,üemand ge­

meldet. wir kommen zur Ahstimmung.(Nar!t
AbstilllfllUnf!.): An gen 'Ü m!TI ,e n:

Ich Ersuche den lierrn A'bg. W 0 nd ra k, die
Verhandlung zu-r Zahl 298 einzuleiten.

Beriohtlerstatte-r Abg. iWONDRAK : Hohes
Haus! loh habe namens des Verfassu'l1igsaolls­
schusses über die Vorlage dier Landesregierung,
b:etr-effend ,das Geset:z, womit das Landesgesetz
v'om 6. JollE 1949 (Schulhauf.ondsges:etz ) ,
LOB,!. N r. 55,abgeändert wird, zu beroichten.

In die Abä.ndemng sol1n~ einige KI,arstelIun­
gen hezi:ehungsw1eise Verei:n:faohuDlg,en im Ver­
fahren, wie si'c im § 3 des Ge2etzes zu >lesen
sind, auf'genommen werden. 1m Ahsah 1 soll
Ha'rgestellt werden, welche SchulMassen he­
ziehungsweise K'indergarten.abtieilungen bei der
Berechnung des Schulklassenbeitrages zu be­
rücksichtigen sind. Es sollen jene Schul­
Idassen, die welügerals fünf Mona-te ,im be­
treffendw rSiClhulljah\r Ihest1andenhaben, 'nicht
mehr mit-ge:z1ä:hlt werden. In ,eLen Absätzen 2
und 3 dieslse1ben Paragraphen werden über die
festsetzungshescheide 'und die Berufuil:gsmög­
lichkeit dler Sch,uI- und Ortsgemeinden bezüg­
lich des Bescheides üher die fesltsdzung des
Schulklassierrbeitmges Vereinfachungen einge­
füh'rt, die jedermann begrüßen wird, weil sie
in der heutlj'gen Zeit sicherlic1h notwendig sind.
Der entscheidende Punkt bezüglich der Ab­
änderung ist ,der § 7. Das hisherige Gesetz
war bis zum 31. ,Dezember 1952 befri:stet. Im
[leuen Gesetzestext heißt es, daß nun die Oel­
jung des Schulbaollfondsgesletzies 'um drlei Jiahre
verlängert wird, so daß der neue Entwurf den
Schlußtermi,n dieses Ges'tltzes mit 31. Dezem-

ber 1955 vorsieht. Zur Begründullig di,eser
Änderunglen, die hi,er der Verf,assull'gsall'sschuß
vorlegt, ist woh,l weni:g zu sagen. Jedermann
weiß ja, daß die Gemeinden ,auß,erstande sind,
Gen außerordtent:lichen Sachaufwand für -dias
Pflichtschulwesen und die K'ilndergärten aws
eigenem zu tr,agen. Es sind auf diesem Gebiet
im Unterrichtswesen Versuehe und V'Ü'rschläige
hereits zur Diskiussi'Ün ,grcstellt wO'I1den, die ,aber
bis jetzt kein Erg:ebnis z-ei'tilgten. ,Es war dIaher
eine schuhsche Großtat des L,al1Jdes Ni'eder­
österreich, daß es aus eig1enem di,c UnmögHch­
k6t dieses Zust,andes !erkannt und es mit der
Schaffung des Schulbau,fonds den Gemeindien
mrig!ich g,emacht hat, den Neu-, Um- und Aus;­
bau des Pni'Chtlsf'hul'Wes~ms nunmehr in di'C
Wiege 'Zu leiten. :Die Ergebnisse sind, iwie 'a11­
'gemein ,bekannt - man braucht !sie nicht weiter
auszuführen -, wirklich ein 'Voller Erfolg
gewesen.

So viele Schule'!1 wi,e NiederÖosterrleich baut
kein and~res Bundesland in unSof'rem B'undies­
s,t,a:at. Wenn man ,hört, daß bereits 42 Schulen
undl 10 Kinde~gärten ne-u gebaut wor-den siill,d,
und wenn man auf der anderen Seite weiß,
daß nahezu 200 Antrräg,e und Ansuchen beim
zuständilgen rLralllidesa:mt vorliegen, mit welchen
niederösterreichische Gemeinden ansuchen, daß
slie ebell/faUs untlerstütz,t werden, damit sie
ihJ1e Pläne auf dem Gebiet des Schulwesens
dlurchführ'en können, so ist das ei-n schlagender
Beweis dafür, daß das iSchul'b:aufondsgeset'z
eines derrjenigen Gesetze ist, dire nicht illlUf eine
unbedingte Notwendigkeit sind, sondern die
auf dem iLand draußen ,ein tiefes Echogefun­
den haben. Nichts ist ,daher ,selhstv1erständ­
lieher, als daß di,e:::es Gesetz vorläufig dJ1ei
Jrahre verlängert weI1den sol!. W'i!r sind davon
überzeugt, daß während dii-eser Zeit auf dem
Gebiet des Schulhauwesens 'noch viel ge­
schehen kann. Der Ver,f'aslsungsausschuß hat
daher einmütig die Meilliung vertreten, daß
diesem Gesetz vom Landtrag die Zustimmung
gegeben werden sol!. Ich bitte daher, den vor­
liegenden Antrag des Verfassungsausschusses
amunehmen, welcher lautet (liest):

Der Hohe LaJllIdta:g woUe heschließen:
,,1. Der :Entwurf eines Gesetzes (siehe Lan­

desgesetz vom 10. J!uli 1952), womit das Lan­
desgesetz vom 6. Juli 1949 (SchulbaufondJs­
gesetz), LOB!. Nr. 55/1949, geändert wird,
wird zum B,eschluß ,erhülben.

2. Di,e Landesregierung wird aufgefordert,
wegen iDulrohf'ührwllIg dieses iHesohlusses das
Erforderliche zu ver:anI.assen."

PRASIDENT: Ich eröffne diie -Debatte. Zum
Wort gelan:gt Herr Landesr,at Gelliiner.

iL andres-rat OENNErR: Hoher Landta:g! Es
wi'fd alsoei'1le bestimmte V-erlärngemng des
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Schullbaufondsgesetzes doch noch in der letzten
Si,tzung des Landtages vor den ,ferien unter
Dach :und fach .gebracht. Manchmal ,hat es so
aUisgeschaut,als ob überhaupt nichts heraus­
klommen wÜlrdie.Es hat :slehr viele !Sitzungen
des Verfassungsausschusses gegehen, wo die
Verlängerung des Schulhaufoindsgesetzes 'auf
der Ta,gesordmlil1ig gestanden, dann aber
wi,eder abgesetzt wor,den ist Die Sitzungen
wurden u!nterbroCihen und wie'dier einber;ufen,
alber nicht etwa deshalb, :weil das Gesetz im
A,us,schuß so sorgfältig ber,aten werden solHe,
sondern deshalb, weil man sich über die Ver­
längerung ni'Oht einigen kom1te. 'Sehheßhch ist
es der GeschicklichkeitUind Verhandlungs­
kunst ,dies 'Leiters des Schulrderlates 'gelungen,
die öVP davon 'Zu überz'euigen, daß man das
Gesetz ldochmhilg auf ein Jia'hr verlängern
k,ann. Was er dafür "zahlen" mußte, weiß ich
nioht.

Die urspJ1ünghche Vorlage Ihat vorglesehen,
daß eine Befristung überhaupt nicht mehr ein­
tret1en soll. Ich glaube, daß das auch das Rich­
tige gewesleIl wäre. Im L,aufe -- sagen wi'r der
Koalith)111shesplrechu:n:gen, hat man sich auf
dr'ei Jahre geeinigt. Es ist 'sellhstverständlich,
daß man eine Ibesümmte ifrilst vor Augen
haben muß, weil Isonst di,e Planung bei deI:
Schulbauvorhaben nicht möglich ist. üas ist
ganz klar. Offenbar hat ,aber dieser Streit eine
ganzandeJ1e Ursache ,gehabt. Man kann üher­
haupt grundsätzlich der Meinung sein, daß der
Sch:ulhaufolnds eine Notwendi'gkeit ist, wenn er
sleine Aufgabe, nämlich die Planung und Len­
kung des Schulbau'es 1Sowi'e die Hilfe für ,die
bedürfhgstlen Gemeinden, die Schul,en bauen
müslslen, erfü],]t. na'Sist das 'Entscheidende! Ich
glaube aher, daß die Pl'opagandia, die mit dem
Schulbaufondsgemacht wird, weit über das
Ziel schießt, und der Sache eher schadet als
nützt. Wenn ständi~g :ges1agt wird, der Schul­
baufonds ist eine große Sache -0' zugegeben
eine Notwendigkeit und eine gute Sache -, weil
der Schiulbaufo,nds bewirkt daß das Land den
Gemeinden hilH und so~ndso viele SClh'Ulen
bereits errichtet hat, so entstleht ein falscher
Eindruck, der zur folge hat, daß di,e ungeheu­
ren Opfer, welche die Gemeinden erbracht
haben, herabgesdztund nicht richtig an­
el'k,aunt Iwerden. Das ist aber, glaube 'ich,
ungerecht. Wir haben schon oft gehört, daß der
Schiulhau 'eine Sache ,der Gemeinden ist. In
WirMichkeit verhäM !CS sich ,abeT doch so, daß
in Niederösterreich -- es ist schon oft darüber
geredet und auch z,ugegeben worden - der
Schaden, der dmch dien Krieg an den Schulen
entst:anden ist,aluße1'O'rdentlich groß ist, ja
grüßer als inandorenLändern, und daß der
Bund mit Ausnahme eines 'Meinen :B'eitrages
ganz zu Beginn der Aktion - ich sage das

deshalb, damit der Herr Abgeordnete HHgarth
mir ,das nicht vorhalten muß - für ,den
Wiledieraufhau d<er kriegszerstörten Schulen in
Niederöst'erreich überhaupt nichts getlan hat.
Von di,eser Tatsache muß man auslgehen, wenn
man über:haup't 'sehen will, wie das Schulweslen
in Niederösteneichauslschaut. Der Landta:g hat
schon vor eini:gen Jahren ei:rI'en Beschluß ,g'e­
faßt, in dem die Bundesregierung aufgefordert
wOlrde11 ist, entsprechende Beiträ:ge If1ür den
Wi'edieraufhau der kriegzerstörten Schulen in
Niederösterreioh zu leisten. Geschehen ist aber
'niöhts, im Gegenteiil, der Bund hat dem Land
noch etwas weggpnommein, :und zwar die
8 Millionen Schilling, die auf Grund des
finanzausglei,ches in das Bu:dlget hi11lei,n­
gekommen sind, dank der finanzpohitik Müll­
nf:r-Popp. Man weiß aber noch gar nicht, ob
dieser Betrag sich niclht noch erhöhen 'wird. Im
Mühv,enbericht steht dar:i'11lnen, wenn der Ober­
hang ungefähr der gle-iche bleithen wird, wird
ein Abhau nicht nohvendi:g sein. W'enn "ung,e­
fähr" darrinnen steht, dalnn weiß man ungefähr,
wie dasinWirkhchkeiit aussieht. Diese Tat­
sache muß man vOlralle:mfif'ststeHen, und ,sie
ist überhaupt ,eine Voraussietzung dafür, um
die En~wicklunlg des Sdl'Ulwes'ens ricMig zu
betrachten. Man kann ,sich 'vÜil'steHen, iwas <bei
der Kürzung df'r Ertr,a,gsanteile für Ni1ed€r­
österreich herauskommt,wenn man die Pläne,
die da bestehen, und die Politik dies Bundes, d'j'e
von der Landesregierung :hi,nlgenommen wilrd,
kennt. Di,e Gemeinden sind in eineaußerordent­
lich schwieüge Lage gekommen, weil :sie selbst
für dien iSchulbau: aUe Anshengung1en maohen
müssen. Die Folge ist, wie heute jedermanll
weiß und was auch im Motivenlherk:ht zu~

gegeben wird, daß die finanzillage ,der Gemein­
den ungülnshg 'ist und daß :siegeT,ade durch
den Bau von Schul'en in iSch:uldlen ,gtnaten sind.

Wie steht es da nun mit iden IBeiträgen des
Landes? Darüber giiibt der Vor,ansdh1'alg des
Schulbaufo'11lds für das Jahr 1952 AuEschIuß,
wOifi'n die IEinnah'l11enmit 'insgesamt 13 Mil­
honen !Schilli,nlg ,angegeben Isiind; davon heträlgt
der tatsächliche Beitmg des Landes 4 MiUionen
Schilling. IDas silnd die nüchternen Tatsachen,
die man feststeHen muß, um überhaupt zU' er­
kennen, was hi,er Propa,ganda und was Wahr­
heit ist,und ob die Propag,ancJ!a der 'Sache
nützt oder 'Schad~t. nie übrigien Einnahmen
,des fonds bestehen aus den Anteilen an den Be­
darfszuw<eirsunge:n der Gemeinden, ,aus der
Scihulklassensteuer und ,aus den Tilgungsraten
der Gemeinden,alsü laus Geldern, die wiedeT von
den Gemeinden stiammen. Man sieht ,also; daß
die Anshen'gung,en, dile die Gemeinden selbst
machen müs,sen, und die Lasten, die ,di,e Ge­
meiill'den 'selbst <tragen müssen, iauße'l'olrdienHich
groß sind. Wenn man diese Feststellungen
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macht, wird die ,Hilfe des Landes nicht v,er­
kleinert wenn Iman ,aber die HiHe des Landes
übertreibt wh'd die Le'istung der Gemeinden
lIe'rabge'S~tzt und das 'ist eine S.ache, die viel­
leicht mehr :nach Propaogandaals nach dwas
ander'em ·a:ussileht.

Ich möchte mir bei diesler Odegenheit er­
lauben, einigle Gegeniüherstellungen zu machen.
Es hat im vorigen ],ahrle auch kinapp VO'f
Schluß der Session eine Schuldebatte gegeben,
in der der Herr Landeshauptmall1'nstellvertreter
Popp nach eüler sehr temperamentvollen
Polemik gegen die Kommunisten fest'glestellt
hat (liest): "Wir koölnnen mit Befriedi'gung fest­
stellen, dlaßunser !Schulwesen auf einer 'außer­
or'dentlich hohen Stufe steht und daß es inner­
halb Österlrelichs einlen V,ergleich mit anderen
Ländern Europ,asnicht zu scheuen hat."

Der Motivenber.icht über den Schulhaufonds
ist etwas kleinlauter ,gewor,den; do,rtheißt es
nämlich (liest): "Der weitere Wi'ederaufhau
und Ausbau des n'iederösterf!eichischen Pflicht­
schulwesens und ,derLlandeskiJ1lcliergäf'ten erfOlr­
dert ,dien WeglfaH der Befristung, da die Kosten
dieser notwendi!gen Bauvorha-b>tm mit Rücksicht
auf die ,angemeinungünSit,ige finanzlage der
GemeiJ1lden von di'esenallein nicht :getrag,en
werden könn'en."

Hi'er wird zum ,ersknm,al zugeg'Bben, daß es
den Oeme:ilnden schl>echt ge-h't und 'ihre Lage
verschlechtert sich weiter. In der folge heißt
es dann weiter, .daß :große Bauvorhaben laufen
und zilrka 190 Be-ihiJ,fmaill:sluohen der IBewilli­
gung harren. Es ,heiß,t dann wei~er (liest): "Die
wesentJ.iche Stei,gerung der Bauk'Üst'en info,Ige
der Material- und Lo,hnerhöhu'l1igen hat dazu
gdührt, daß große Bauvorhaben 'auf mehrere
Bauabschnitte in längeren Zeiträumen er­
streckt werden mußten. Dazu kommt, daß nUIl­
mehr eine groß'e Anz,ahl vemlte-ter Volks­
scrhule'l1 dringend zu erneuern i'st, wobei der
Neubau von den Gemeinden ohne Beihilfoe aus
dem Schulhaufonds 'gar ni'cht begonnen wer­
den könnte."

Damit ist alichge'Sagt o'dler zumindest ange­
deutet wie es wirk>J;ichauSischaut, denn :d,as ist
eine Wahrheit, daß es sehr v,iel'e Schulen in
den St'ädt!en, ,aberauch 'in dien Dörfern ,draußen
,gibt die wie hiergesag't wird, v,eraltet sind
und' ,dep~n Erneuerung eine dringl,iche Not­
wendig,keit i!st. Wi,r wiss,en 'von Landsc:?ule~l,

deren baulicher Zus,tand eine Gefahr fur dIe
Gesundheit der Kinder 'bedeutet. Wir haben
trst kürzlich gehört, daß in Krems Kinder ,in
einer Schuleuntergebmcht waren, die gepölzt
werden 'lll'ußte! Di'e Kilndler wurden lerst ,auf
V'erlangen der EHem anderswo Uil1lkrgehracht.

Wir wissen daß nooh ,immer d~r Wechsel­
unterricht he~t!eht, der WechselUinteTTioht, der
von den Eltern ,gefürchtet ist, der für di'e Ge-

sundhei:t ,der Kinder immens schädlich ist und
der zweifellos auch vom pädagogi,schen Stand­
punkt aus 'S'chädHch ist.

\Vir s!ehenalso, daß auf dem Gehiet'e des
Schu.lwesens noch s,ehr 'viel zu tun ist, und! daß
es hier noch große Auf,gaben gibt. 'Es ist also
absolut k'.ein Grund zum Selbstlob vOlrha'l1den.
Die folge aller dlies1er <Dinge i,gt noch eltwa:s
ander'es. J.n N i!ederösterreichgehen 10 Pmzent
aUer Kinder in eine einklassig1c Schule. Der
Plrozentsatz der einUassi,g,en Schulen ist in
Ni'edel;österreich vi'el größ,erals in anderen
Bundesländern. Rund 27 Prozent .gehen in
eine Haup,t-, und ,nur: 24 Proz,ent in eine höher
orga'l1isi'ert,e,al!so in eine vierklassig,e Schule,
während S'ieiermark mH 52Proz1ent, Käm,tren
mit 54 Prozent, T!iirol mit 30 Prozent und so
w,eiter dieshezüglich ganz anders dastehen.

Nun hat vor,j,gen Sonnt'ag ,Herr Larnldl:s­
hauptmannst!eHvertreter Püpp in Stocker:au
ei'ne seiner schönen 'R'eden gehalten. IJ)mt hat
er gesagt: "W'iT wollen, daß auch di'e ärmsten
Kinder eine schöne Schule halben und' daß di,e
begabten unter ihnen die Mög:lichkeit ihrer
Fortbil,diung ierhalten." Das ist sehr schön und
sehr richhg, ,und es ist ,der aHe hohe Grund­
satz, der di'e Schulpohtiik des ,großen :Schul­
reforme,rsGlöckei 'geleitet 'hat. Es kommt aber
nicht darauf an, am Sonuta!g ,eine solche Rede
zu haUen; das h3lt der Herr Landesh1auptmann­
stoellvertreter Popp bei einer ,a'l1'dieren Gelegen­
heit, nämlich in Vbbs, auch zugeg:ebe'R, Wo er
am Schluß seiner Hede nach iden Mitteilungen
der SP-ZeHungen jgesagt hat: "Mit sClhönen
fesü"eden ,anein kann man keineSc'huJoehauen."
(Abg. SlangleI': Das gilt auch für den jetzigen
Redner!) Zu der 'SchützenhiHle :gmt'uliere ich
dir (zu Landeshauptmannstellvertreter PO{Jp
,I!:ewendet) herzlich, das hast du no!twendigge­
habt! Wenn man am 'Sonntag diese Red1e :ge­
hört hat 'und diese Politik si:eht,ein!e Politik,
e!'ie nur den Itltieressen der Koalit'ioHund ,dler
Kr,iegswirtschaH dient (Heiterkeit), wenn ma'il
,dias im Land sieht, dann k,an'l1' man aUer1diings
k,e:iJ1'e 'Schulen bauen. Für Spitäler und für
Schulen in Interesse Ider Zukunft unseres 'Landes
kann iman nur Idann sor:gen, 'Wenn diese Koa­
liho'l1ispolitik g!eänd>ert wird, die das ,el1Jtschei­
del1lde Übel ist, 'Und wenn ,an ihre SteHe eine
Politik der VerantwO'rtungfür die Interessen
der Bevölkerung lund diel~ Ju,gend unser'es Lan­
des tritt

PRÄSIDENT: Zum Wort gdangt Herr
Abg. Or. Sbe,i Ing Ö tt er.

Abg. Dr. STEINGÖTTE'R: HOlhes Haus!
Es ist so, 'wenn Iman dem Herrn A'bg. Oel1'ner
auf seine Ausführungen lantwor,tet, daß man
am ;l'äch~ten Tag in der "VolkSistimme" hest,
man betreibt eine Russenhetze! Das 'heißt also,
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die Abgeordneten des Li'11'ksblücks vertr,ag'en
eben kleine andere Me;inun~g. Wenn Sie (zur
S~ite des Linksblocks gewendet)gl'auben, daß
es den Gemeindeni,n Niede'föstenr'eich nur des­
halb schlecht ,geht, weil wir eine Koalitions­
poEtik eingegangen sind, dlile nach Ihrer An­
sicht dem iL,al1ld schadet, wir aber ~hierzu einen
geg,enteili~gen Standpunkt ei'llilliehmen, d1ann
antworten Sie darauf am nächsten Tag in Ihrer
Presse, das sei e:ine Russenlhetz:e. Sehr ,geehrter
Herr Lalndesrat Genner! Die Velrhältnisse ,in
Niederösterreiüh sind eben so, diaß wir tatsäch­
lich in den Gemeinden und im Land zu kämp­
fen haben, weH diesem L'and und dieser Bevöl­
kerung nach über si,ehen Jahren nach Kriegs­
ende dile freiheit und Unahhängiglkit noch
immer nicht geschenM ist, ,auf die sie unbedingt
Anspruch hahen. Noch ,immer h'aben wir in
dies'em Land und in dien anderen Ländlern
Österreichs Besratzulligstlruppen" noch immer
streiten die Oroßen, und wir haben die Kosten
zu t~agen. Daß der Igrößte Teil der Bevölke­
rung, ,der unbedingt ,auf demösterreichischen
Standpunlkt steht und immer "wieder verlangt,
man saH uns endlich aBein lassen, sellbstver­
ständlich eine PoNtik einschI,agen muß, die im
Gegensatz zu Ih'r,en AuHassungen steht, ist
seIhstverständlich. Dann ist das ,aber nicht eine
Russenhetze, sondern es ist einfach unser Stand­
punlkt, daß wir ,eben aUein über unser Schicksal
entsCiheiden woBen und daß wir 'nicht bei jeder
Oelegenheitimmer wieder erinnert werde'n wol­
len, daß wir heute als altes Kulturvolk eigent­
lich nÜ'ch Geßller1hüte über uns halben. So werden
wir in jeder Angelegenheit und auch in Schul­
angelegeniheiten ulllbögreiHicherweise ~ was
durch kein KontroHabkOlll1'men begründet 'ist ~
immer wieder dlurüh ilrgendein Besatzungs­
kommando in unserem Vorhaben, die Dinge
nach unserem Sinn zu leiten, :glestört. Ich habe
schon das letzte Mal lalnläßlich der !Debatte
über ,das K'ill1orwescn lauch davon ,gesprochen.
Stäncfii'g werden die Schll'IdilrE!ktoren vor'geladen
und es wird 1hnen 'gesagt, S1e müssen zu der und
der Kino'VO'rstellung die und die SchulMassen
hinführen. Darüber hi'nlaus werden zu diesem
Zweck von den armen Kindem, für die Sie so
sehr eintreten, sOlg.ar Beiträge eingehoben, die
slie zu zahllen haben. Bei dem Terror, der hier
aong,ewe'lldet wilpd, finden sich Id!i'e Schuldirek­
toren leider nicht bereit, endlich zu sag'en: Das
steht in: keinem KontToUahlmmmen, ich habe
dlie Kinder :nicht :zu schicken! !Di,e 'Dtemver­
eini:gungen ,haben infolge di'eses Terrors auch
nicht den Mut, zus,agen, Idie Kinder bleiben
zu Hause ullid sie heugen sich n:icht dem
Terror! Das ist ein Stück aus dem Schulwesen,
das uns belastet. Da können Slie mir morgen
zehn'll1aI wi'eder in Ihren Zeitungen vorwerfen,
ich betreibe RussenJhetze. Ich sage trotzdem

Dinge, die tatsächlich bestehen und die jeder
zugeben muß.

W!ir haben auch zugegeben, daß es in der
Verwaltung des Landes und der Gemeinden
Dinge :gibt,die über dem StreH der P,arteien
stehen, und daß schheßlichalle Bevölkerungs­
teile ~auch Anhäll1!ger I'hrer Par,tei ~ ein~

sehen, wlie w1ichtig die Sorge um dias >Schul­
wes'CH für unsere Kinder und Jugendlichen iiSt.
Wenn das 'Land Niederöst'eneich in dieser
Sorge durch die lex Popp, durch dieses Schul­
haufondsgesetz, wirkl,iche HiHe geleistet hat,
dann ist es nicht Propaganda, wenn wir als
Landtag fests,teUen, daß in Niederösterreich
auf dem Gebiet des Schulwesens Leistunge;n
erbracht wurden, die sich sehen lassen können.
23 'Schulbautern sind bereits voUständig <he­
cndet, 12 Schu,lbauten werden heuer noch fertig,
17 wahrscheinlich im nächsten oder über­
nächsten }ahr, und 5 Schulen sind hef'eits im
B;au he,gonnen worden. 25 Schullinstandsdzun­
gen sind beantragt, hel'e'its fin:anzreif und wer­
den demnächst, weil wir heute das Gesetz he­
scMießen, durchgeführt weriden. Bei über
23 Schulbauten l,a,ufen wegen der ent,sprechen­
den .f jrnanzierung noch die Verträ,ge, und 64
Zu- und Neuhautensind bereits angemeldet.
Das alles wäre gewiß nicht so weH !g'eeJ:j.ehen,
wenn die Gemeinden nicht wüßten, daß ,ihnen
durch das Schulhaufondslgesetz -dieentspre­
chende Hilfe g,ewährt 'wiil-d. Damm 'ist es keine
schäd'liche Propa,gal11ld'a, 'Hmr Landesmt Gen­
ner, sondern wir könnena].SI Landtagsahgeürrd­
nete mit einem gewissen Stoh feststellen, daß
wir entsprechend den vorhandenen Mittel,n
durch die ,Verlängef'ungdieses Gesdzes h1eut,e
tatsächtlich wieder dazu heitmg'en, daß die bis­
herige Tätigkeit ,im tSchulhauwesen in Nieder­
österreich weiter ,fort'geSietzt wird. Wenn Sie
auf Orund der Ihnen zustehenden Kenntulis
darauf,gekommen sind, daß zwischen uns und
der anderen P,artei ehen gew:isse 'verschiedene
Auffasslungen über die Dauer des Gesetzes
waren, so so.]] Ihnen dias beweisen, daß die
Ko.aJi.NÜ'n bei uns 'lllicht zu wei,t geht, daß wir
immer dasselbe woHen wile di'e andere Partei.
Wir sdbst 'haben tatsächlich nicht begriffen,
warum eli!l solches Gesetz, das sich wohltuend
ausgewilrkt hat, ei,glenthch nicht ohne irgend­
eine z'eiHiche Begrenzung hier beschlossen wer­
den so;]]. Wir mußten uns aber den derzeiNgen
Mehrheitsverhältnissenanpassen. Wir werden
aber natürlich nicht ermangeln, die Bevö,lke­
rung darauf aufmerksam zu machen, daß
unser Koali,tio'nspartnerin dieser Angelegen­
heit 'manchmal Ansichtenl an den Tag legt, die
wir nicht hegreifel1l. Wir konnten daher auch
nicht begmifen, warum diesles Gesetz in diesem
Jahr ablaufen soIHe. Unter den vielen Gesetz/en,
die hier beschlossen wurden, ist es sicherhch
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eines der besten und es is,t nUir zu hoffen, daß
bei einer ,neuen Berat,ung nach diiesem Tel'min,
den wir ja verein:har,t hahen, scMießEclh auch
die andere Seite des Hauses zu der ,Einsicht
kommt, daß gemde dieses Schulbaufoniclsgesetz
k'eine Begrenzung verträ:gt, weil eben noch
immer to'ta1 zerstörte Schulen vorhanden sind.
JedenfaHs skhen wir zu dem Gesetz und wol­
len nur hoHen, daß die Z,ukunft zeigen wird,
daß gierade ,auf dies,em Gebiet der nieder­
österreichische Landtag seline Pflicht erfüllt
hat. (Beifall bei den Sozialisten.)

PHASIDEiNT: Zum Wort gelangt Herr Ab­
geordnetier H ,i:1 g ,a r t h.

Abg. I-lILOARTH: Hohles Haus! Der Heri
Landiesrat Genner hat seine Rede damit ein­
geleitet, daß er unter einem ziemlichen Ge­
murmel einen histor,ischen RückhEckall'f die
EntwicNhmg des Schulbaufonds geworfen hat.
(Landeshauptmannstellvertreter Popp: Er hat
ein Bekenntnis abgele[.!,t, dall er glücklich ist.')
Er ist dab0i zu der ,feststellung gülwmmen,
daß die Östeneichische Volkspartei von der
Notwendigkeit eines solchen Schulbaufol1'ds
Erst überzeugt w1erden muß. Ich kann namens
meiner Pa,rtei ,d!ie IErklärüng abgeben, daß man
auf diese Belehrung und auf diesen Rat nicht
gewartet hat, sonidern daß wir ganz bestimmt
gewußt haben, worum es geht,als damals das
SClhulbaufondsgesetz in diesem Haus beschlos­
sen wurde. Wel1ln di'e Gesetzesda:uer, liIl der
dieses Gesetz Wi,rksamkeit haben sol,], eben­
fa'lls von Herrn ,Lande9rat Oenner hier mit
einer gewissen ironischen Bemerkung als tlin
Kampfohjekt zwischen den beiden KoaHtiol1ls­
parteien ins Treffen g'ef1ührt w1urde, so kann
,ich ihm sagen, er soll diese Sorgen uns über­
lassen; wilr werden wissen, worum ,es dabei
geht und wir werden den Weg finden, um d'ls
Richtige und Verlnlünfhge für das Schulwesen
in Niedierösterreich herauszubpingen. Ich kanu
ihm nicht ;unrecht geben, wenn er hehauptet,
daß der ,größte Teil der Lasten ,auch ,unter Zu­
zi,ehung des Scihulbaufonds la,uif ,dien Gemeinden
11;legt. IEs ist laber hier ein lIJnlterschied 'zu
machen, ob die Gemleindeu bereits ün Besitze
einer brauchbaren und guten Schule sind, oder
ob es 'Üemeindeu :gübt, hei denen es zum Tei.!
durch die Kr,i'egsschäden oder dmchdas Alb"
öer Schulgebäude notwendig wird, eill'e
moderne Schule zu erriciht'C'n. Ich glaube, daß
es von €'inem g,roßen 'Üemeil1'schaf'ts!geist der
Iliederösterreichischen Sehul,gemeinden spricht,
wenn Gerneinden, der:en IBedarf nicht so drin­
gend war, zugunsten derjenigen Oeme,i1u,den, die
derzeit il1einer Notlage sind, zurückz,utreten.

Wenn 'weiter davon 'gesprochen wurde, daß
der B,auzustand der niederösterr:eichirschen
Schulen schleoht is,t, so ist das auch vielleicht

von einem doppeUen Standp:nnkt aus zu be­
trachten. Wirr in Niederöskrreich sind, Gott sei
Dank, 'ein ,alte's KuHurvolk, und die Schul-en,
von den heute ,behauptet wi:rd, daß slie ein
hohes Alter erreicht haben" 'g,eben Zeug'ni'S
dafür, daß unser Volk sohon vor Hunderten
von Jahren bestlfiC'bt :gewesen 1st, :die Errungten­
schaften der K,ultur ,i'hren Kindern nach den
damaHgen Verhältnissen richüg 'zu vermitteln.
Es ,ist namentlich ,für unser Land ein hohes
Zeugill'i,s, daß hi'er' Schuhm bestehen, die bereits
aus der Zeü Maria Theresias oder schon vor­
her herstammen. Daß diese den heutigen An­
ford1erungen :nicht mehr entsp!r'echen, ists<elhst­
verständrHch, denn unsere Vo,rfahren sind ja
auch noch nicht mit dem Auto gefahren o'der
mit den] flugze,u!g :geflogen. ISO Iwar es also
auch bei ,den Schulbauten der damaligen Zeit,
die seinmzeit sicher11ich eine große Errungen­
schaft darsteHten. Wenn wir h'Cute dara'nlgehen,
dieses Gesetz zu 'verlä'lligern 'Und f:'S venschiedene
Drebatt>en über die Dauerdel1 Verlängerung ge­
geben hat, so ist das wohl nicht dem Wunsche
cntsplrl1ngen, hinter ,das Schulbaufondsgesetz
einen ScMußrpllnkt zu setzen, so'ndern es soH
die Möglichkeit ,auhechterhalven ,bleiben, nach
den jeweihgen Wirtschalftsverhältnissen, nach
den f ort'Schritten lim Schulbau :und n<1'Ch den
verschiedenen Ge'gehenlheiten mH dem SchU'l­
b:a:uJündslges:eliz das IBestmö,gilic:hste 'zu errei­
chen. 'E,ines ist selhst'verstländlich, daß auch die
Idee delr Z,uteilung dieser Gel,der in ,gewi,S'sen
Zeiten 'Eine Ändewng erfahren wird; es wäre
von ,uns ungeschickt, wenn wir uns schon heute
auf Jahrzehnte hinaus auf ein'en bestimmten
Modus festlegen würden, der vielleicht dann als
überholt erscheinen müßte. Uns ist es wichtig,
d>aß j,ene Gemeinden in di'e Lag'e versetzt wer­
den, ihre Schulen zu erneuern o,der zu verhes­
ser,n, die die ärmsten im Land sind. (Beifall
bei der ÖVP.) Wir wissen, daß sich gerade
eine s'Okhe Auslese 'am hesten und fruchtbar­
sten ,auswirkt.

Wenn der Herr Ahg. Gr. Steingötter davon
gesprochen hat, daß das SchulhaufO'nlds,gesetz
eine lex Popp ist, 'und wir ,auf der ,ander:en
Seite :gehört haben, daß es einen Kampf zwi­
i'chen dün Koalitlionsparteien gegeben hat, so
mÖüht'E ich darauf erwidern - ohne die Ver­
dienste des HeH"n Landeshauptmannstdlwr­
freters Popp in dieser F,nage zu 'Schmäl'ern -,
daß dieses Geset,z dem e'inhelligen WiHen des
Landtages entsprulligen ist und daß wir als
Österreichische Vol:kspartei auch in der Zu­
kunH zu diesem Gesetz stehen werden.

\X!enn nun lüet" ein Vergleich der 'Soha1'ver­
hältnisse in uns'ef'c'l11 Heimatland mit den
SchulverhältnisiSen i'n anderen Ländern heran­
gez'C~gen wurde, dann ,glaube ich, hat der Herr
LandeslhauptmannsteUvertreter Popp recht ge-
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habt,als er im Vorj,ahr behauptete, einen sol­
chen Vergleich können wir ruhig 3'usihalten.
Dabei können wi,-auch entgeg,enhalten, daß
wir SchulhaUlfonds und Schulgebä,ude nicht miot
dem Schu:lwes,en an sich v'erwechseln dürfen,
denn das 'Sclhu,lwesen ist hauptsächlich durch
den Geist bedingt, der 'Ül den Schu!häus'em
herrscht, und daß dies'er Geistei'n österr·eichi­
schier sei,n muß, ist auch ,aUlS der R'ede des Ab­
gemdneten Ur. Steingötter klar hervorgegan­
gen. Di,e J.ugend, di,e ,a;us dieH~r Schule hervor­
g,ehen sol'l, soll im Sinne des Österreichers er­
zogen werden, sie soH vo'r allem aber - und
das war eben dim österreichische Gedanke-­
im Sinne ein:er friedlichen Welt erzogen wer­
den. Wir :können auch feststeHen, daß Öster­
reich s'e,ine jugend niemals in irgendeine,n An­
gr<iffskrieg hinein,get,6ebcn hat, denn nicht wir
sind nach dem Osten in die Türkei ausg,ewall­
dert, ,um die Türken zu bekrieg1cn, sondern die
1 ül1ken sind 'zu uns g'e!kommen. Nicht wir sind
nach ISchweden gezogen, sondern di'e Schweden
si:nd IZilluns g,ekommen. Nic:ht wir ihaben die
fr,a'illzosenin ihrem HeimaHand ,auf,gesucht, um
,gi,e zu ibe1krieg'en, sondern die ,fmnzosen sind
zu :uns gekommen. Nicht 'wir ,sind '11Iach Preu­
ßen gez'Ü,g;en, sondern di'e Pr,eußen sind nach
Königgrätz igekommenund halben uns genötigt,
die jugend do'rt ei'llIz,usetzen, um unser aeimat­
land und das Lehen in dieser Heimat zu ver­
t,eidiigen. friedllich war der A,ufbau in Östler­
rei'dh ,gewesen, ,und wenn wir das Wor,t hören,
daß KÖiniggflätz durch den 'Schulmeister ge­
wonnen wurde, dann war lesnicht der öster­
reiohische SchUllmeister, sondern der preußlische
Schulmeister. Wenn iS'ie Iheute uns'ere modemen
Sdl,ulen und ,Lehrer ,draußen anschauen, müs­
sen Sie s3lgen, daß will' eine militärische
JugeniderzdehuIl!g auf keinen :fall wol']en. (Ab­
geordneter Stangler: Nur in Ostdeutschland
wird das eingeführt!)

Ich ~g},auihe, daß die Öskrrieichische Volks­
partei der Jugend gegenüber das leistet, was
notwendi,g ist. Darum steht die Öskrreichische
Volksp'artei auch im :Sinne einer gl'ücMichen
und zuf'riedenen Zukunft unserer Jugend zu
diesem Gesetz. (Beifall bei der ÖVP.)

PIRÄ:SliDIENT: Zum WOirtgelangt Herr
Lanideshauptmannste1lvertreter Popp

Landeshauptmannst!ellv,ertreter POPP: Heher
Lanldtag! lIeh lbin glÜloMich, Idaß ider Herr
Landesmat Genner glückhchist, daß wir
glücklich die Vor1'age sd1O'n Ül der ldzten
'Sitzung dies,er Session ins Haus bringen 'konn­
ten. leh idarf feststellen, daß iCLasabsolut zeit­
gerecht ist, denn idüs Gesetlz läuft schließI'ich
erst am 31. Dezember 1951 ab; wenn wir nun
schon im juli eine V,erilängelul1,g vOirll'ehmen,
so ist es winkliich so erstellt, ,daß wir .für ,die

weitere IDurchführung reichlich Zeit Ihaben.
Daß zwische,n den heiden Regierungspa:rteien
AUlseinian,dersetzull'g,en etwa über die weitere
Gült,j'gkeit dieses Gesetzes waren, ,ist ,sdbstver­
ständR'ich, wird ,auch Ibei ,cJ.en 'v'erschie<cilenen
Auff,assungen immer so sein, und es soheint mir
zum Wesen der Oemo1\;mtie zu ,gehören, daß
man gegenseihg nicht nur die Meinungen ,aus­
tauscht, sondern auch versucht, seinen Stand­
punkt durchzujebzen und dann den Weg der
goldenen Mitte geht. Es scheint mir das einer
der wesentlichen Unterschiede zu den Volks­
demÜ!kmti~n zu sei'n, wo Gesetze einfach dik­
tiert werden. Ich sel'bst 'wärle 'aIs der Referent
des SC'hul'wesens nutür,)idh crfr,eut gewesen,
wenn wir 'ein unbefristetes Gesetz bekommen
hätten, 'ioh muß aber ,s,agen, 'es freut mic:h, daß
ich es auf weitere ,drei Jahre bekommen habe.
(Zustimmung" des Landesrates Genner.) Du
freust dich (zu Landesrat Germer gewendet)
mit mir, mit der Zeit wirst du ein gel,ehriger
Schüler. Ich freue michauc!h darüber, daß du
heute so v'iel laus meinen früheren Reden zitiert
hast. Ich ,werde auch noc'hauf jenen Teil
me!iner Reden zurückkomm'en, die du, wahr­
scheinlich w6l sie Idirunangeneihm sinrct, weg­
gelassen hast.

Ich hättea\lso goerne eine längere frist ge­
haht, aher drei Jahre srh1'd die fl'i'st, die wir
bfiauchen, um Jleweils für drei jahre planen zu
könneln.

Wiespie'1t sich nun in der Praxis ein sokhes
Schulhauvorihahen 'ab? Abg,esehen davo:n, daß
die Gemeinden vorerst prüfen, OIb für sri:e aus
materiellen Gründen die Zeit schon d,a is.t, um
dem Land sagen zu können, si1e können be­
stimmte Mittel bereitstellen, müssen vorher die
kommissionellen VOlrarbei'kn g'emacht werden,
dann werden von uns die Pläne überprüft und
öer Finanzierun,gsplml ersteillt. Normal!erwe:isc
ist fast übem1'! der SchuIhau für zlwei, unter
Umstänlden für dfiei jahre :gedacht. Der Roh­
bau wird im epsten Jahr, der weitere B,au ,im
zweiten Jahru:nd die Abschlußarbeiten wlerden
d,ann "im dritten jahr aus,gefüihrt.

W'enn h'ier diavon g.esprochen wurde, daß mit
unserem Schulbau ,iin Niederösterreich Propa­
gandagetrieben wird, so sage ich, die schönste
Propagianda, die g'etri'eben wepden kann, :ist die
Tat. Wenn wir feststellen können, daß wir ,im
Verlauf der ,ahgdaufenen Jahre tatsächlich
52 Schulgebäude, nämlich 42 Schul'en und
10 Kindergärten, neu erstellt ihaben, so ist das
gewiß eine ganz gewaHi,ge Leisitung. Dazu
r1ec1me ich aber giur nicht die 'laufenden Erfor­
de:misse ,und dazu rechne ich auch gar nicht
die Tatsache, daß viel'e Gemeinden kleinere Zu­
bauten, Aushauten usw. sdhst durchgeführt
hahen, mit denen sie an das Land überhaupt

J!Q2
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nicht herange'tret'en s'i'11d, so daß 'zweifellos Mi'!­
lionen von ISclhilling von den G<:'l11einden zu­
sätzlich geleistet wurden.

Wir müssen auch ,für die Zukunft plancn,
und der Herr Berichterstatkr und tiner der
Herren Redner ,hat scho:n 'darauf verwiesen, daß
wir jetzt über 40 Sc1mlen in rEau haben und
daß für zlirka 90 Schulen Planungen vorl'iegen.
\Xfenn kritisiert wird, dann muß :ich dar,auf ver­
weisen, daß wir in Nied,erösterreich 1889 Vol:ks­
schul'en und 168 :Hauptschulen hahen; es list
also ein Ding der Unmö:gl,ichkeit, daß man
etwa di,e Erneuerun,g ,aller SchuIen in einem
Jahr durchführen kann. Dazu ist vielmehr eine
Planung notwendig, die bei uns auf ein, 'v:iel­
leicht auf zwei Jahrzehnte hinaus durchgeführt
werden muß. Ich lese mit Aufmerksamkeit die
Pl\e:sse, >in der ikütisier-t !Wb'.cl. Di'e iSchu1cn
kann man ,aber nicht nac'h der Methode hauen,
daß man auf der ei'ne'l1 Seite sag,t, Idie Steuern
müssen abgeschafft werden, ,und auf der ,ande­
ren Seite v:crlangt man :ahermehr SchuIen. Es
geht aber auch l1Iichtan, auf der einen Seite
zu sa,gen, wie schlecht die Schulverhältnisse
im Land Niederösterreich sind, 'weil 50 Orte in
NiederÖ'slterre:ich ühe:rhaupt ,kein'e Volksschule
hätten, auf der anderen ,Seite aber in einem
Atemz,ng 'verlan,gen, daß SprengielschuIen c,r­
richtet weflden. Wenn das ein Ausllälnldür liest,
muß ,eI' slagen, wi'e schlecht muß es doch jn
Niederösh~rrC'ich um das Schulwesen hestell t
sein, in di'esem :Land müssen ja Analphabeten
'vor:handensein, denn Idort haben 50 Gemein­
den überhaupt keine Schule. Der :betreffende
R'edner verschweigt aber, daß wir Gemeinden
mit nur 50, 100 his 150 Einwohnern haben und
daß dort s,el:bstverstländlich oft kaum 3, 4 oder
5 Kinder sCihulpflichtig sind" die ja sowieso
in einer Sprengelschule eingeschult sind. Auf
der einen S'eHe kritisiert man, :daß nicht Ül
jeder Gemeinde eine Schule besteht und auf
der anderen S,eite verlangt man die Spr'engeil­
schule! An di,esem W,id'erspruch aHehl schon
sehen Sie, wie ernst manchmal solche Krit.iken
zu nehmen sind.

Vom 'Herrn Landesrat Ofinncir wurde eine
meiner Reden ziNert, ,in der lieh einen Verg,leich
l1lIi,t den Sc:hulverhäHnissen in anderen Ländern
gezogen hahe. Ich kann diese :Behaup,tungnach
wie vor aufrec:hthalten. Der Herr Ahgeordnete
Oenner hat nämlich 'vergessen,aHe meine Aus­
führungen' dwas detalilll'iertier zu zitieren. Wi r
haben u1ns über die Schulverhältnisse in
Niederösterreidl auseinandergesetzt und ich
habe bei der damaligen Rede auf Grund der
Krit'ik des Herrn :Landesr,aks Gennerauch
dar,auf verwiesen, daß wli'r in Ni:ederösterreich
eine Reihe 'Von Schulen Ihaben, di'e heute noch
nicht von der ISchullverwaHung in Besitz ge­
nommen werden 'konnten, weil si'e noch immer

von der Besatzungsmacht in Anspruch ge­
nommen werden. lOas list 80 :in Baden, Amstet­
ten, GötzenctorJ, UUrichs und noch in einer
Reih'e anderer Gemeinden. Ich bin darallfge­
k0111lUen, :daß es noch eine Redle anderer
Schulen gibt, die 'ich nlicht zitiert habe. Der
lierr Landesrat Oenner i,st damals aufgestan­
den und hat erklärt, daß iSlt wieder so ein
Beispiel dafür, wie man Russe11lhetz'c macht. Er
verwies da ,auf Amstetten, denn dort 'Wurde uns
angetragen, :die Schulle könne fmigemacht, wer­
den, wenn. von uns ein anderes Objek:t zur
Verfügung ,ges:/eHt wird. Er hat damals auch
geslagt, er werde im übrigen später einmal auf
meine ß,ehauptung zurüdkkommen. Ich ver­
misse :die Antwort darauf bis heute, denn 'er
kann mir einfachl keine Antwort darauf geben,
wei:] ,das eben ,ein wirk:1.j,cher Tatbestand ist.
fch will alnerkennen, daß di'e Schule in Rohrau
in Iden l'etzten Wochen wieder izur Ver,fügung
geste 11 t worden ist. (Ab[{. Dubovsky: Wie viele
Schulen sind insgesamt bes!?tzt?) Ungefähr ein
ha:lbes Dutizend! (Ab.~·. Dubovsky: Also sechs
von 20001 Das ist nicht einmal eitl Viertel­
prozßnt, und wie ist es in Oberösterreich? )
Wesentlich dabei 'i,st, um welche Schu'len es
sich hier handelt' WCJ1'n das die große Schule
in Amstett:en list, wo eine game Hauptschule
untergebracht is,t, so können die K:jnder doch
nicht vo,n Amstetten nach iB,aden in die SC1hu:Je
gehen! Wenn man 'eine Schule dann freimach t,
wenn ,die Gemeinde ein anderes gleichgroßes
ObjeM zur Verfügung st'ellt, dann kann man
gleich sagen,die Gemeinde so;]] überhaupteille
I1eueSchll'l'e bauen. Das gleiche trifft :bei der
Hauptschule in Baden mit einigen 30 KIassen
zu, die nicht zur Verfügung gestellt wird.
Wenn man Idas sagt, dann s,agen Sie (zum
Linksblock gewendet), das sei eine Russen­
hetze.

Ich habe voreliniger Zeit mit viel Vergnügen
in der Zei:tung vom Schulbauin Neus,iedlan
der Zaya gelesen. Die Übensehrift laut:ete: "Die
USIA haut eine Schullle"! Das ist USIA-Pm­
paga1nda, denn nric'ht die USIA baut e,ine
Schule, soncrern die Gemeinde haut dort mit
den St:euerge:Jdern 'eine Schule, ebenso wie
irgendeine 'andere Gemeinde, wie zum ß,eispie,l
St. Fölten. Man s,ieht also daraus die Eins,eitig­
keit der Propaganda. In irgendeiner anderen
Gemeinde 111.üßte man dann auch sagen, jr'gend­
ein kapitalistischer Betrifb baut dort eine
Schule! Die Schulen werden aber durchaus mit
d,en SteuergeJ.dern der b:etreffenden Gemeinde,
des Landes oder des Bundes Igebaut.

So viel zu den Ausführungen des Herrn
Lanclesrates Gcnner.

Die Nohvendigkeit, das Schulbanfondsgresetz
wei,ter zu hand1haben, wir,d von keiner Seite
bestritten. Tatsächl<ich war der BesehiJuß seiner-
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230
637
840
231

1.766
615

2.206
500
455
401
262

1.163
254
421

9.981

,....Z. Zl. 647/NRjI951, Nr. 269/j,
vom 30. Mai 1951

Die in der Sitzun,g des Nahonahates vom
30. Mai 1951 überreichte Anfra,ge der Abge­
ordneten IDipl.-,Ing. Har,tmann und Genossen
in Angelegenheit der Reaktivierung des B,e­
zirks,gepichtes Marchegg, beehre ,ich mich wie
fol,gt zu beallitworten:

Der Oerichtsbezlirk Marchegg bestand ,am
13. März 1938 und nachher noch bis 31. De­
zember 1939 aus den 'nachstehend angeführten
13 Gemeinden. (!Die bdgefügten Ei'nwohner­
zahlen für 1937 IUllid 1951 ,sind den Amts­
kalendern dieser jahTle entnommen.)

Baumgarten an der March 306
Bre'itensee 768
Engelhartstetten 757
Groi.ß!enbnunn 288
Lassee 1.694
LOlimersdorf 648
Mmche;g,g 2.866
Marktholf 569
Oberweiden 506
Schönfelld 398
Stopfenreuth 280
Unter~Si!ebenbrunn 1.125
Witizelsdorf 269
Zwemdorf 492

10.966

Durch die Verfüg,ung über die Gerichts,glie­
derung in der Ostmark vom 18. Dezember 1939,
DRGBL I, S. 2439, wurden mit Wiriksamk,eit
vom 1, jänner 1940 ,c1li:e nachstehend .genann­
ten Gemeindien auo; dem Gerichtsbezirk Groß­
I~nzersdor,f ausgeschieden und in den Bezirk
des damaligen Amt,s,gerichtes Marchegg einge­
gliedert: i.Br:e:j,tenstetten, Eckarbau, fuchsen"
higl, I-Iarin,gs:ee, Kopfstetten, LeopoMsdorf,
Markgtiafn~Ulsiedl, Ober-Siehenbrunn, Or1th an
der Do:n:au" Pa,rbasdorf, Pframa, Straudorf,
Wa,graman der Donau.

Die restlichen 14 Gemeinden des ehemaligen
Gerichtsbezilikes Groß-JEnzersdorf waren durch
§ I Z. 4 j,jt. d des Gesetzes über OebilCtsver­
änderungen im Land Öst'erreich 'Vom 1. Okto­
her 1938, DRGBL I, S. 1333, :mit Wirksam­
keit vom 15. Oktober 1938 in die St,adt Wien
einbezogen worden und gehören auch der,z'eit
noch dazu und zum Oeric'htsbezük Groß­
Ellzersdorf.

genommenen und wohlbegründcten Standp'unkt
abizugehen<

Repu1hli1k Öst1erreich
B,undesminiskrium für Justiz
6199/51

An das Präsidium :des Nationalrates Ü1
Wien

zeit einstimmiig; ich nehme an, daß er auch
heuteeinsNmmig sein wird, weil ja die Not­
wendigkeit des JSchul:baufondsgesetzes 'Von
keiner Seite bestritten wird.

Wir werden uns in unserer 'weiteren Arbeit
nicht beirren l'assen, wei,l sie den Bedürfnissen
unseres Landes und der jugend ,dient. Es ist
ein Uns'inn, :wenn hehauptet wird, die Schulbau­
politik sei eine Koalit:ioH'spolitik o'der ,gar eine
f rage der KriegswirtsohaH. Was damit der
Schulhaufonds zu tun hat, wird für einen ver­
11'ünf,tigen Menschen unhegreiflich bleiben.

Wir bauen dias niederösterreichische Schul­
wesen planmäßi:g 'aus, von Stufe zu Stufe, und
zwar werden wir so :Iange dar:an :arbeiten, bis
wir alle Erfordernislse ·a,uf dem Oelhiet'e des
Schu,lwesens erfüllt ihaben. (Beifall bei den
Sozialisten. )

PRÄ'SI'DENT: Die Rednerhs,te ist er­
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das
SüMußlwort.

Berichterstatter Abg. WONDRAK (SclzlulL

wort): Ich bitte um Annahme des bereits ver­
lesenen An,t'r:ages d0S Verfassungsausschusses.

PRÄSIDENT (naclz Abstimmunf!: über den
Wortlaut des Gesetzes, über Titel und Ein,Qallc:
und über das Gesetz als Ganzes sowie über
den Antrag: des Veriassungsaussclzusses): A 11­

genommen.
Ich stelle die eil1'stim:mige Annahme fest.
kh ersuche nun Herrn Ahg. lug. H i r­

man n, die Verhandlung zur Zahl 335 einzu­
lei:ten.

Berichterstatter Abg. Ing. HIRMANN:
liohes Haus! Ich hahe namens des Verfassungs­
a:u'sschusses über :den Bericht und Antrag der
Landesregierung, betreffend (he Wiedererrich­
tung des Bezirksgerichtes Marc:hegg (Antrag
der Ab:geordneten SchW'einhammer, Mitt:cr­
hauser,H.ain:isch, \YIaJ:lig, Hilgarth, E mecker
und Genossen vom 21. März 1952), zu be­
richten.

Der LanMag von Niederösterreich hat in
seiner Sitzung 'vüm 22. April 1952, Zl. 312,
Ltg., besC'hlossen, die Landesregierungaufzu­
,fordern, :die erforderhchen Maßnahmen für di'e
Wiedererpic:htung des Bezirksgerichtes in
Marchegg zu treffen. Hierizu 'beehrt slich die
niederösterreichische Landesregierung zu be­
richten, daß das Bundesministerium für jushz
<luf die h.a. Anfrage wie folgt ,geantwortet
hat (liest):

"Das IBundesmini,slterillmfür justiz beehrt
sich, in der AnlIageeineausz1ugweise Abschrift
der Beantwortung einer Anfrage der Abgeord­
neten :z,um Nationalrat DipL-lng. Hartmann
und Genoss~n ,durch den Herrn Bundesminister
mit dem Beifügen zu übersenden, daß es der­
zeit rücht in der Lage ,j<:,t, von seinem dort ein-
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Nach der Befreiung waren die Gerichts­

gebä,ude in Marcheg,g und Mabz'en u'11henütz­
bar, so ,daß mit der Vemrdnl1'ng des damaligen
St'aatsamtes für J ll'sitiz vom 25. August 1945,
StOB!. Nr. 144, nach iEinllangen der zustim­
menden Äuß<eru'11gen aller bdeiHgkn Ämter und
der dr'e'idamali~gen poht,ischen P,a.rteien ,der
Sitz der Bezirksgerichte Matzen und Marchegg
nach Gäns,erndod verlegt und heide Gerichte
zum Bez,i,rksge6oht Gäns,erndorf vereinigt wer­
den mußten, dessen Sprengel demnach die Ge­
richtsbez-irke Matzen und Marcheg,g je nach
dem Stand vom 1. Jänner 1940 umfaßte.

In Gänserndorf befinden sich derzeit alle
Ämt,er dieses Verwialtungsb'ezirkes, also inshe­
sondere ,die Bezirkshauptmannschaft, das
finanzamt, das E'ich- und Vermessungsamt,
die Bezirksbauernkammer, die Arbeiterkammer,
die Gewerbekammer, die Handelskammer, das
Oendarmerieabt'eilul1'gskommando und eine
Bunrdesmittellschule, es sind dort di,e fünf
Rechtsanwälte des ,ß,ezirkes etabliert, auch der
Notar hat dort seinen Amtssitz ; es liegt ,an der
liauptstrecke der Bundesbahn und ist Ziel­
und AMahr,tspunkt zahlreicher Autobuslinien
aus allen Gemeinden des Marchfe,ldes.

Se,it iDez'~mber 1948 hält das Bezirksgericht
Gänserndol1f 'zweimal monatlich einen Gerichts­
tag i'11Marchegg für das Gebiet des ehemaligen
Bezirksger'i'chtes, :also nach dem obangdÜ'hrten
Stande vom 31. <Dezember 1939, mit Ausnahme
der Gemeinden Zwernrdorf und Oberwaiden, ,ab,
der jedoch von der Einwohnerschaft mit Aus­
nahnie ,der Stadt Marchegga,ußer den vorge­
ladenen Parteien kaum flcequentiert wird, weil
ehe Stadt vom Bahnhof 'vier Ki,lometer weit ent­
ferntheg't und seit 18 Monaten oinfO'lge Ein­
stellung ,der AutobusHnie von den mit der Ba'hn
ankommenden Personen ,hin und her zu fuß
zurück.gelegf werden: muß. Am Gerichtstag er­
scheinenabera,us -der iSta,dt Marchegg unge­
laden jeweils nur 2 bis 3 Personen, während
die Bewo'hner der umhegenden Dörfer es vor­
ziehen, zum Gerlicht nach Gänserndorf zu
kommen, weil s,j'e damit alle ihre Besorgungen
bei den ohangeführten Ämtern verbinden k,ön­
nen. Da Marcihegg selbst auch nur 32 fahrt­
minuten von Gäns,emdor,f entfernt .jst, bedeutet
die Zureise für die Bewohner der Stadt im Hin­
blick auf die für sie damit zu verbindenden
anderweitigen Vorsprachen bei Behörden
keinerle'i ernstlich ins Gewicht fallende Be­
lastung.

Dazu kommt, daß die beim Bezil"ksgericht
Gänserndorf aus dem ehemaligen B-ezirks­
gerichtssprengel Marchegg anfallenden Agen­
<:len in Zivilsachen nur 11 Prozent, in Straf­
sachen ehensoviel und in Grundbuchsachen
etwa 13 Prozent des Gesamtjahresanfalls beim

Bezirksgericht Gänserndorf betragen; der An.
fall von rund 19 Prozent Exekutionssachen
kann vorliegend außer Betracht bleiben, weil
in diesen ja überwiegend der VoUstrecker die
Parteien aufsucht und diese kaum zu Gericllt
kommen müssen.

'HinsichHich der VerkehrsveJ'hältnrisse ist
darauf zu verweisen, daß die ,nur 17 Kilometer
lang'e Strecke zwisCihen Marchreg.g und Gän­
serrndorrf derlzeit von 5 Zugspaaren befahren
wird, und daß außerdem die verschiedenen
Orte des Gerichtsspr,engels durch Autobusse
Verbindung mit Gänsemdlorf 'habei\. SolHe sich
hezüglich der Bewohner der OrtschaHen im
Donau-.March-Winkel, die allerdings in bezug
auf- Gäns.erndorf verkehrstecrhnisCih etwas weni­
ger günshg liegen, die Notwendiigikdt einer
stärkeren Inanspruchnahme der Gerichtsta,ge
in Marchegg ergeben, als dies derzeit der fall
ist, könnten diese 'Soweit ausgestaltet werden,
daß dieser Teri'l der 'Bewohner VO'll den mit der
Auf'hebung des Gerichtes ,in Marchegg verbun­
denen Erschwernis.se fast völli,g befreit würde.

Der Hinweis ;in der Anfrage, ,daß ins­
beso'lldl2iredie iBiewohn~lr der 'sürdl'ic!hen und
südösHiohen Teile des Marchfeldes in zahil­
losen 'fäilJ,en wegen einer nur kurzen Gerichts­
sache in Oänserndorf ei'ncn ,ganzen T:arg ver­
säumenmüss'en, 'erscheint ,mir in der Erwägung
Iliicht üherzleJUgend, daß es s,ich ,gerade bei den
damit offenibm gemeinten Ortschaften Markt­
hof, Engelhart:stenen, Stopfemeuth und WitzeIs­
dorf um sokhe mit 'verhäHnismäßig wenig Ein­
wohnernhandelt, für welche aber hinsichtlich
,lllier übroif.,>'en Behörden, wekheihr:en, 60itz in
Gänserndorf haben und der Gerichtstage in
Marchegg das Obgesa,gte gilt. - Daß ,aber
gerade diese u'llveJ1h>äJltnisrmäßig weJllig in An­
~pruch 'genommen werd'en, scheint mir nicht
dafür zu sprechen, daß, wie es in der Anfmge
heißt, die Reaktiv'ierung des 'ß,ezüksgerichtes
dortselbst der \X1,uIl'sch ,der rß,evö,lk'erungs­
kreise ist.

Wird dies':'l1 Festst'ellungen nun gegenüber­
gestellt, daß bis zum ;'ahn~ 1938 bei den Be­
zirksg'erichten Marchegg und Matz·en zu:sam­
·men 5 R'ichter tätig waren und nunmehr alle
Agenden der um ,die obangefü'hrten 13 Gemein­
den des Oerichtshezirkes Oroß-IEnzersdorf und
die heiden Iweiter seit 6. Oktober 1946 hinz'u­
p:eschl:agenen großen Gemeinden Deutsc'h­
\Vagram oll'nrd Aderklaa vergrößepten Gerichts­
hezüke Gäns'erndürf von nur 3 Richtern an­
standslos besorgt werden, ,kann ich die Reakti­
vierung des Bezirks:gerichtes Marchegg, das
mit einem R'ichter und rderentsprechenden Zahl
von Kanzleibeamten 'hesetzt werden müßte,
ohne daß dliese nach den obangeführten An­
fal'lssätwn dem Hezirksgeriüht Gänserndorf
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abgezogen werden k'önnten, auch aus staats­
finanzieHenr Gründen nicht als vertretbar er­
acht-en.

Dazu kommt, daß die Personalknappheit ,im
]ustizressort nach wie vor weiterbesteht, so daß
es zum Beispiel nicht möglich ist, die SOizia,l­
schi,edsgerichte hinreichend mit dem notwen­
lhgen richterlichen und Kanzl'eip.ersonal zu
dotieren. Durch .die zusätziliche Belastung der
Richter als Vorsitzende iil 'zahlreichen Kommis­
sionen verschärft sich der Mangel ,immer
mehr, so daß es d-erzeit ganzaus,gp.schlossen
crscheült, einen Richter für die Arbeit, die der­
zeit an zwei Tagen im Monat bei den Gerichts­
tagen in Marohegg gel-eistet wird, mit seiner
vo,llen Arbeitsknaft in Marchegg zu verwenden.
SoH dieser aber nur an weni'gen Tagen im
Monat den Anfall aus dem Gerichtsbezirk
Marcheggerl-edigen, kann esfüglich bei dem
derzeitigen und aHenfaills durch Erweiterung
des Gef'ichtstages zu verbessernden Zustand
Mei'ben, ohne daß es der förmlichen Wi-ederer­
richtung des Bezirksgerichtes bedürfte.

Schließlkh sei noch lau.f die ,geogr.aphische
La,cr·e der Stadt Marchegg, nm einige hundert

b h.Meter von der Bundesgrenze entfernt, mge-
wies,m, wekhe mir die Verbring'U'ng aller R'e­
gister, Gericht9behelfe ,und 'insbesondere der
mit s'ehr viel Zeit-, Arbeits- und Geldaufwand
wiec-erhergestellten Grundbücher dorthin der­
z,eitnoch nicht rätll'ich erscheinen läßt. Daß bei
dieser Sachlage das Argument, Marchegg sei
bis 1945 durch 700 Jahre Si,t'z eines Gerichtes
gewesen, nicht i'ns Gewicht faUen kann, bedarf
wohl k'einer weiteren 'Erört-erung.

Aus all den ,angeführten Umständen kann
ich von meiner und meines Vorgängers Stel­
lungnahme, wie sie nun ,schon wiederholt zum
Ausdruck g'ebracht wurde, derzeit nicht ab­
crehen und der Wied-ererroicMung des ehe­
,~a1igen Bezir,ksg,erichtes Marcheg,g nicht
nähertreten.

11. Septemiber 1951
Der Bundesminister:

Tschade'k."
Der Verfassungisaussühuß stellt daher fol­

genden Antrag (liest):
Der Hohe La:ndtag wol1le heschheßen:

Der Bericht deriLandesregierung, betreffend
" . hd'ie Wiedererrichtung des Bezirksgene tes

Marchögg, wird zur Kenntnis g:en'Ü'mmen."
Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Debatte

zu ·eröHnen.
PHÄISIDENT: Ich er'ÖHne die Debatte. Zum

\'Vort :gelangtHerr Arbg. rLandesrat Genner.
Landesrat GENNrEH : Hoher Landtag! Es

handelt sich um das 3. Bezirksgericht in Nie­
derösterreich, das wiedererrichtet werden soll.
Diesmal hat es sich der Herr ]ustiznünister

besonders ,leicht gemacht, denn er hat nur einen
Auszug aus einer Beantwortung der A'llIfrage
der Abg. tIartman'11 und Genoss-en im National­
rat in derselben Angelegenh,c'it gemacht, die
vom September des vori,gen Jahres stammt.
Diesen Auszug hat ,er der Landesregierung ge­
schickt, di'e Landesregierung hat den Auszug
abschreiben lassen und jetzt ihegt er uns als
Antrag 'vor. Die Begründung ist ungefähr die­
se1be\\i.i~ bei den anderen zwei Bezirksgerichten,
delln auch in dieser B-cgründung wird darauf
hingewiesen, daß man einB:ezü·ksgericht nicht
braucht, zum Beispiell nicht in Ex,ekuHons­
5'3chen, weil :man sioh in 'einem 'Sotkhen Fall
keine Sorg'en zu machen ihraucht, denn der
Vollstrecker 'kommt ,ins Haus und es besteht
daher 'k-eine Notwendigkeit, daß die 'Parteien
ins Bezirksgericht gehen. IEs gibt inl vorheg'en­
den fall nur eine Neuigkeit, und zwar heißt
es in der AnhvÜirt des ]ustizminist'ers ,unter
clllderem (liest): "Schließ/lich sei noch auf die
geographische 'Lage der Stadt Mmchegg, nur
'einige hundert Meter von der rßu:ndesgrenze
entfernt, hingewiesen, welche mir die Verbrin­
gung a'1ler 'Register, Gerichtsthehelfeund ins­
besondere der mit sehr viel Zeit-, ArheHs- und
Geldaufwand wiederhergestellten Grundbücher
dorthin ·derzeit noch nicht rätlich erschei,nen
läßt." Das heißt, ,der Justizminister begründet
die Aiblehnung Illlit einer theoretischen ,fletze
.gegen ein N achtbal"'land. Es heißt zum 'SchIuß
(liest): "naß bei dieSier Sachlage das Ar,g,u­
went, Marcheg,gl sei bis 1945 durch 700 J.ahre
Sitz eines Gerichtes gewesen, nicht ins Gewicht
fallen kann bedarf woh'lkeiner weiteren Er­
örterung." 'Es bedarf !wohl keiner Erörte­
rung der Antwort dieses Ministers, der die
deutsche Sprache ebenso ll1lißhandeH, ,wie er die
Rechte ,der Bevölkerung und des niederöster­
reichischen Lmdtages mißacht-et . .oie fra'ge
ist ,hier wa,s hat di,e Landesr,egierung ,getan?
Das ist' nun der drittle Antrag; manchmal wird
auch im Ausschuß dal'über ,geredet, daß es nicht
80 weitel"'gehen kann. Es :war scholn die Amf'gabe
des Herrn Berichter'statters sehr, sehr undank­
bar; kh weiß nicht, ob die Volkspartei bes,chlos­
sen hat, daß heute wieder einer von ,der Volks­
partei aufst'ehen und die Begründung des
]ustizministers verteidigen wird. ,Er könnt-e un­
gefiähr dasselbe sagen, 'was schon bei PöggstaN
g;csagt worden ist. Ich könnte idaran uinnern,
was der Abg. Nagl zu dieser Aiblehnung
damals ges.agt hat. Unter anderem hat er ,ge­
sagt (liest): "Wenn ma:n ,in den Kfi.egsjahren
diesem Gebiet das -Bezirksgericht weggenom­
men hat, dann ist es das Recht der Bevölke­
rung, das Ißeziriksgericht nun wieder zu 'hekom­
men Es bedeutet nur 'eine Wiedergutmachung,
wen;l ,man jetzt diesem Gebiet wiederum das
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gibt, was man ihm seincrzeit genommen hat."
Damals hat auch Herr Ab'g. Zach gesprochen,
ebenso wie beim Bezirksgericht Herzogenburg.
Er hat dama'ls unter anderem .gesagt, es wird
sicherlich niemand hier im Hause sIein, der den
Argumenten des zuständigen Vertreters, nämlich
des Herrn Abg. Nagl, nicht zustimmen würde.
Es sei so wie in }edem Priv,arhaush'alt oder i'n
jr<gendeiner Gemeinschaft, daß ider Wünsche
immer mehr sind, als der Hausvater oder der
zuständige Vorstand enfüllen kann. Dann hat
er in einer heHigen PoIemik gegen di'e Kom­
munisten, wie sie im Hohen I-Iause geradezu
üblich ist, gesagt: IEs ist wohl ein berechtigter
Wunsch, aber wir wotlen die Erfüllung dieses
berechtigten Wunsches bis zu einem solchen
Zeitpunkt zurücksteHen, wo durch diese Er­
füllung nicht Wünsche anderer Teile der Be­
völkerung ,geweckt werden. Es sei leider Gottes
einmal so, wenn ein Fami'lienmitglied einen
Wunsch erfüllt bekommen hat und ,andere
nicht, daß dann immer mehr Unzufriedenheit
hemscht. Nach dieser Theorie kann es in
Österre'ich und Ni:ederösterrekh nur Zufriedene
geben, weil ja aNe miteinander nichts bekom­
men haben. Ich glaube, daß das ein unwürdiger
Zustand ist. In der Zeit zwischen der Abl'eh­
nung des Antrages der Abgeot.dneten im Par­
lament und der SteJ.!;ung ,des Antrages der Ab­
g.eordneten im 'Landt1ag müssen do'ch nach
meiner ,Meinung Umstände zutage getreten
sein, die die Abgeordneten 'bewogen haben,
neuerilich einen sokhen Antrag 'zu stellen. Sie
müssen dodl ,geglaubt haben, daß diesmal
etwas herauskommen wird, SÜllst häHe der An­
trag ja gar keinen :Sinn ,gehabt. iDer Justiz­
miniskraberhat nichts 'anderes gemacht, ,als
einen Tei'l ,der Antlwort, die er den Abogeord­
neten im Par'1ament :gegeben ha t, einfach ab­
zuscrhreiben und dem ,Landtag zuzuschicken.
Hier Iwtird das nun einfach ,zur Kenntnis ge­
nommen. W.ir wissen, daß das nicht so weiter­
gehen kann, und ich erlaube mir .daher,fol­
g'wden Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wo.JIe :beschließen:

"Der Berkht der Landesr~gierung über die
Abl,ehnu'ng der Wiedererrichtung des Bezirks­
gerichtes Marchegg wird nicht zur Kenntnis
genommen. Die Landesregierung wird laufge­
fordert, dem Bundesministerium f.ür Justiz
noch einmall die Dringlichkei,t der\Xl,iedererrich­
jung des BezirksglerichtesMarchegg vor Augen
zu führen und mit :allem Nachdruck zu fordern,
daß durch die 'Wiederenichtung des Biezüks­
gerichtes Marchegg dem Beschluß des L'and­
tages 'und dem Wi'llel1 der gesamten Bevölke­
mng ,des 'Üerichtsbezirkes 'Rechnung getragen
wird."

<PRASIDENT: Die Rednerliste ist erschöpft.
Der Herr Berichterst:atter hat das Schlußwort.

Berichterst,aNer Abg. HlRMANN (Schluß­
wort. ~ Nach Verlesung des Abänderun,c:san­
tracJ's des Landfsrates Oennifr): Ich biHe den
Herrn Präsidenten, darüberahzusNmmen.
. PRÄSIDENT (nadz Abstimmung iiber den

Abällderun.f!:santrag Oenner): Ab ,g eIe h n t.
(Nach Abstimmzzng über 'den, Antrag des

Vertasszzngsausschzzsses): A n:ge n 0 'l11 m oe 11.

Ich ·ersuche de'n Herrn Abg. 'Ü u t s c her,
die Verhandlung zur Zahl 340 einz,uleiten.

IB€richterstatter Ahg. GUTSGIiER: iHohcs
Haus! Ich 'habe namens des Verfassungsaus­
schusses über den Antrag der Aihgeordnden
Gutscher, \Xlaillig, Ernecker, Zeyer, Reitzl,
Tesar und Genossen, hetreffend die ErJ,assung
eines Gesetzes über die Bestattung von Leichen
(Niederösterreichisches Leichenihestattungs:ge­
setz), zu iherichten.

Die Rechtsmater,ie über die Regelung der
Totenbeschau, Beerdigung, Oberführungund
Enterdigung von L'eichen sowie über die Feuer­
bestattul1O" ,und Obduktion ist ,in eine Unzahl

'"von Bestimmungei1 zersplittert, ,die größtenteils
als veraltet anzusehen sind. Schon aus Grün­
den der Rechtssicherheitund der Sysotematisie­
rung war es unbe'dingt 'notwendig, abgesehen
von praktischen oE rwälgungen, das .ganze Ge­
hiet des Leichenbestaüungswesens durch ein
{'inheitliches Gesetz zu regeln und durch zeH,ge­
mäße Bestimmungen zu ers'etzen.

Gemäß Artikel 10 Absatz 12 hzw. Artikel
15 Absatz 1 ,der Bundesv.erfassung ist das
Leichen- und Bestattungswescn in der Gesetz­
gelbung und! VoHziehul1;g Landessache. Unter
Berückskhti~ung der §§ 4 Absatz 2 und 5
VOG 1920 könmten die derzeit bestehenden Be­
stimmun,gen, und zwar die Verordnung des
k. k. Ministers des Inn'crellvom 3. Mai 1874,
ROB'!. NI'. 50, in der Fassung LOB,1.
Nr. 10/1934, betreffend den Transport und die
Ausgrabung (].::xhllmierung) von Leichen sowie
die hierzu ergangene Durchfühwngsv,erord­
nung, LOB!. Nr. 16/1935, die Verordnung des
k. k. Statthalters im Erzherzogtu'll1 Österf'e,ich
l1nter der Enns vom 2. März 1887, LO. und
VBI. Nr. 10, betreffend das Vorgehen und die
Vorsichten beiaußeramHichen Leichenöffnungen
und bei ,gewissen Operationen .an Leichen, die
Verordnung des k k. <Statthalters ,im Erz­
herzogtum Österreich unter ,der Enns vom
30. Mai 1897, 'LG. und VBI. Nr. 33 -in der
Fiassung LOB I. Nr. 93/1922 und LOBI.
Nr. 167/1928, betreffend die Regel,unig der
To'tellbeschau im Erzherzo!gtum Österreich
unter der 'Enns, das HO'fidekret vom 7. März
1771, M. Tlh. ü. S. 6. Bd., S. 336, betreffend die
Zeit innerhalb welcher die Toten zu beerdi-



334 Landtag von Niederösterreich. II!. Session der V. Wahlperiode. - 15. Sitzung am 10. Juli 1952.

I'

gen s,ind, und Leichenikammern, das Hofdekret
vom 23. August 1748, :Z. 2951, POS. 6. ,Bd.,
S. 565, das IHo;fidekret vom 25. Februar 1797,
POS. Nr. 32, das 'Hofdekret 'vom 24. jänner
1785, jos. 0. 6. iBd. 10, S. 833, das Halfdekret
vom 12. August 1788, Jas. G. S. Bd. 15, S. 945,
das Oesetzüher ,die Feuerbestattung vom
15. Mai 1934, Deutsches -ROB\. I, S. 380, die
Verordnung zur Durchführung des feuerbe­
stattungsgesetzes vom 10. August 1938,
Deutsches HOB\. I, S. 1000, heide kll'l1'dlgemacht
im OB.J. f. d. L. Ö. Nr. 41411939, und die
zweite Verordnung zur Durchführung des
feuerbestattungsgesetzes vom 24. Aprill 1942,
Deutsches ROB!. I, S. 242, beseitigt werden
lind an ihrer St,e,l'le ein eil1!heithches Gesetz
treten, das sich weni'ger mit sanitätspolizeitichen
ünzdfra'gen beschäftigt, sÜl1'd,ern nur organi­
satorische Bestimmungen trifft. Hierbei kÜHn­
tcnauch Beshmmll'n:genhinsichtlich der Auf­
las'Sung, inneren Umgestaltung, ,die bisher nicht
geregelt 'waren, eingebaut werden. Oie Totenbe­
schau, Überführung, JEnterdigung und Obduk­
tion von Leichen müßte deiJneu,en Gesichts­
punkten und Verhältnissen entsprechend ,ahge­
ändert werden.

:Der Antrag des Verfassungsaussehusses
lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle besdüießen:
"Die Landesregiewng wird :aufgefüfldert,

dem Landtag ehest'ens einen Oesetzcsentwurf,
betreffend die Bestattung von Leichen (Leichen­
hestattungsgesetz), zur Beratung und Beschluß­
fassung vorzulegen."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.
,PRÄS InE:NT : ,Es liegt keine Wortmeldung

vor. W,jr kommen zur Abstimmung. (Nach Ab­
stimmung): An gen: 0111 m en.

Ich -ersuche den Herrn Abg. I'ng. Hirmann,
die Verhandlung zur Zahl 339 einz'uleiten.

,BericM,erstatter Aibg. lng. HlrRMANN:
Hohes Haus! Ich hahe namens des WirtschaHs­
ausschusses 'über den Antrag der Abgeord­
neten Schweinhammer, Kreiner, lng. HirmaJ1ln,
Wondra'k, Wallig, Grabenhofe,r und Genossen,
betreffend Unwetterschäde>n mit Hag1elschilag in
{l,eH Gemeinden Ol'le I'sdorf, Mannersdorf an der
March, Bad Pyraw:arth, K'ÜHtrbrunn, K,Jein"
Harras, Z'werndorf, Baumgarten ;und ;anderen
im Verwaltungshezirk Gänserndorf sowie in
elen Gemeinden Gaweinstal,Pellendorf und
anderen im Verwaltungsbez'irk Mistelbach, zu
her,ich ten.

Montag, den 16. juni 1952, ,ging über den
Gemeindegeibieten von Oltlersdorf und Manners­
dorf ,an der MaTch 'ein 'schweres Unwetter mit
w01lkenbrucharhgem Regen nieder, das die
Wein'kultur'en bis zu 100 Pmzent und die Ge­
treidefelder bis zu 60 Prozent vernichtete.

Zur gleichen Z'eit wurden die Gemeinden
Bad PyrawartIl, KoHnbrunn, Kl'ein-Harras,
Zwerndorf, Baumgarten, Gaweinstal, Pellen,"
dorf und andere von einem W'Ülkenbr.uch mit
Hagelschla,g heimgesucht, der ,ehenf,alls be­
träcJülichen Schaden an Wein- und Obstkul­
turen verursachte.

Der Schaden, der hierdurch der landwirt­
schafHichen Hevölkerungerwachsen ist, ist ein
ung,eheurer und kann von den Betroffenen aus
eigenen MiHeln nicht behohen werden.

Der Antrag des Wirtschaftsausschusses lau­
tet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Die Landesregierung wird aufgef:ordert,

alles zu verimlassen, damit der durch Hagel­
s,ch lag wi rtscha ft.1 ich so schwer getroffwen
Bevölkerung der Verwaltungsbezirke Gänsern­
dorf und Mistelbach geholfen wird."

Ich ersuche den ,Herrn Präsidenten, die De­
batte hierüber zu eröffnen.

PRÄSIDENT: Ich eröffne die Debatte. Zum
Wort gelangt Herr Landesrat Genner.

Landesrat GENNER: Hoher Landt3g! Im
vorliegenden A'ntrag wird darauf hingewiesen,
daß in e,inigen Gebieten W'einkulturen bils zu
100 Prozent, bei Getreide bis zu 60 Prozent
vernichtet wurden und d3ß der Schaden, der der
landwirtscharHlichen Hevülk'erung erwachsen
ist, ein ,ungeheurer ist und kaum vo,n den ß.e­
troftenen aus eigenen Mitteln gedeckt werden
kann. Ich mÖCihte darauf verweisen, daß
lei'der auC'h in ,anderen Gebieten Nieder­
österreichs, so im WaMviertel ,durch Hagel
und Unwetter Schäden entstanden sind,
und daß es selbstverständlich 'ist, daß
aucIl ,dort den Betroffenen gehoHen werden
muß. Schon im WirtschaHsausschuß habe 'ich
darauf v,erwiesen, daß der Antmg "alles zu
tun" liemlichallgemeing,ehalten i'st und d3ß
ich ;glaube, daß man konkreter sagen müßte,
daß die Laondesre,gierung und die 'Landwirt­
schaftskammer entsprechende Beiträge ,{.eisten
soHen und daß weiter die Landesregierung
an die iß'undesregierung herantreten soill, damit
a,uC'h der B:und einen entsprechenden Beitrag
leistet. !Die f ormu'lieruug des Antra.ges ist aber
gleic!hgebHeben; das ist vielleicht auch darauf
zurückzufü'hren, daß der Antrag so'zl1sagen ,in
der KoahNon, ,al:sovon den Abgeordneten der
beiden Koalitionsparteien gestelH worden ist.
Dabei 'ist es allerdings so, daß Abgeordnete der
Volkspartei diesen Antraig gestellt hahen; also
gar so begeiist,ert ,sind die von der anderen
Seite nicht. ,Es wurde mir im Wirtschaftsaus­
schuß ,auf die Fordewng, daß man Iden Antra!g
konkreter formulieren soU - -ich glaube auch
heute noch, daß es zweokmäßi:ger wäre -, ins­
besondere vom Herrn Ahg. Tatzbergeantwor-
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tet, in dieser formulierung sei aJ,les enthalten,
weil ohnehin diese A~hon gemei1nsam vom
Bund, L'and und ,Landiwirts>chaftskammer ge­
macht wird, und a,ußerdem habe er sOIviel Ver­
trauen in die Landesre1g,ierung, daß sie alles
machen wird, was notwendig ist. Ich wi'll ihm
sein Vertrauen nicht nehmen, aber man muß
bei dieser Gelegenheit, wenn man 'schon soviel
Vertrauen besitzt, vieUeicht dar,an erinnern, daß
'liach den Hochwasserkalastrophenund Ober­
~chwemmungenim Mai ,des vorigen Jahres in
diesem Hohen Haus von beid~n Parteien einige
Drin:glichkeitsanträge gesteHt l:nd einstimmig
angenommen worden s,ind, in denen die Lan­
desregierungaufgefordert 'Worden ist, den Ge­
8chädigten rasche HiHew bringen 'und von
der Bundesregierung entsprechende HiHe zu
verlangen. Die Landesregierung hat, indem sie
von anderen Krediten etwas weg'gen01l1'men hat,
wO'hl einen Teil ,der Hoc'hwasserschäden be­
hoben, aber für die Geschädigten hat sie über­
haupt nichts ,getan. Was hat si'e ,a'b>er bei der
Bundesregierung Igetan? Nach Langer Zeit ist
es erst so weit gewese'n, daß im Parlament ün
Dezember d·~s vorigen Jahres ein Gesetz be­
sch'lossen worden ist, in dem festgelegt ist, daß
Niederösterreich zur Behebung der Hoch­
wasserschäden einen Betrag 'von 4 Mil,J,ioJ1en
SchiHing erhalten soH, und zwar war ,die IBe­
stimmung enthalten, daß nur di·e Existenzge­
schädigten davon beteilt werden sollen. Wie
schaut ,es jetzt damit aus? Haben die iExistem­
geschädi'gten schon et1was bekommen? Seither
sind 'viele Erhebungen gemacht Iworden. Die
zahlreichen Ansuchen sind neuerlich überprüft
und einige wieder neu ausgeschieden w01"'den.
Es! wurde wieder festgestelH, wie viele IExisten­
zen wirklich geschädigt ,wurden. Derjenige
aber, dessen Existenz 'geschädigt war, hat,
wenn er nicht inzwischen schon gestorben ist,
bis heute noch keinen einzigen Groschen be­
kommen. Von der Landwirtschaftskammer ist
wohl eine verbilligte Kunstdüngeraktion durch­
geführt 'Worden" aber eine Hilfe vom Bund oder
Land hat kei'n einlz1iger Geschädigter b-ekom­
men. Das ist Tatsache! Auf meine frage im
Wirtschaftsausschuß, wieviel .wir von den
4 Millionen Schilling crhaHen haben. wurde
von einem Beamten des zuständigen Ref'erates
erk'lärt: bis jetzt 1,500.000 S. Vor einigen
Tagen wurde mir mi,tgeteilt, ,daß schon wieder
eine R,ate von 500.000 S vom finanzmini­
sterium eingeJ;angt ist. Da kann man nur
sagen, wenn das so weiterg'eht, 'werden wir für
die nächste Hagelkatastrophe wahrscheinlich
die letzte Rate von 500.000 S zur Verfügung
haben. Es wurde dar,auf hingewiesen, daß di,e
finanzlage des Bundes :angespannt ist, daß
man sich ohnehin bemüht halbe usw. Man muß

schon sagen, diese 4 Minionen Schilling für die .
Behebung der Hochwasserschäden des 'vorigen
Jahres, die tatsächlich ein Vielfaches dieses Be­
trages ausgemacht haben, sind ein geringer
B,etrag. Er ist schon an sich nicht Ilwch, und
kein Mensch wird ernstlich 'behaupten, daß die
Bundesregierung nicht imstande wäre, dies'en
Betmg der Landesmgierung zeitgerecht zur
Verfügung zu stelrlen, wenn sie dalzu 'wirklich
den WiHen 'gehabt hätte. Die Mitglieder der
Landesregierung igehen ohnehin ständi'g :in den
Ministerien herum 'li'nd brauchen keinen 'Sessel­
lift daz,u. Man könnte sich daher ohne weiteres
vorstellen, daß Ibei dieser Gelegenheit einer
8agt, ,es müsse möglich Igemacht werden, daß
das Land diesen 'Betrag bekommt. Das ist ,aber
nicht geschehen, hoffen wir also, daß wir den
Restbetrag in der nächsten Zeit erhalten
werden.

Im WirtschaHsausschuß ist auch davon ge­
sprochen worden, daß mit Anträgen allein, be­
sonders in dieser ernsten Ange,legenheit, nichts
getan ,ist. Ich 'habe sel1bst verlangt, daß man es
wenigstens ermö1gliche11J soU, daß auch die
Meineren und mittleren Landwirte eine Hagel­
vel1sicherung eingehen können. Die Herre'll Ah­
gordnetenMüllner und Zeyer haben 'gleichf,aHs
erklärt, 'daß man ügendeinenModus finden
müsse, um auch den Bauern, die 'die Prämien
für die Hagelversicherunlg nicht bezahlen kön­
nen,die IBezahlung zu ermögHchen; auch
müßte ein Ausg,leich zlwischen den sogenannten
Hagelgehieten und den ,anderen Gebieten ge­
macht werden, wo weni'ger Leute eine Ver­
sicherung eingehen. Es ist schon im vori'gen
]ahrin den Mitteilungen der 'Landwirtschafts­
kammer und Ül den Blättern des B:a,uernbundes
,gesagt worden, daß es no~wendig sei, daß die
Bauern eine Ha!gelversiohemng eingehen, weil
ansonsten in~ol\ge der Inanspruohnahme <der
finamieIlen Mittel für andere Zwecke die Ge­
fahr ,bes'tehe, daß eine Unterstützung bei
Hagelschä1denan die davon Betroffenen nicht
gewährt weJ'den klönnte. Selbstverständlich list
es gmndsätlzhch richHg, daß eine solche Ver­
sicherung abgeschlossen werden so'\l, aber für
viele ist das leiC'hter gesagt als getan. :Es ist
ehen eine Tatsache, daß die wirtschaHliche
La1ge der kleinen und mittleren Bauern immer
schlechter 'wird; und Idaß die Iinnahmen immer
weniger werden, daß es immer schwieri,ger
wird, rentabel zu arbeiten, denn die A,usgaben
werden immer größer und die Waren, die die
Bauern :kaufen müssen, ,immer teurer. Ich ver­
weise da nur ,auf die Verteuerung des Kunst­
düngers. Jeder Bauer weiß, daß er ei'ne Ver­
sicheru,ng eingehen soll, wenn er aber die Ver­
sicherungaibschließt, :m:uß er d,ann ,für die
P011izze zalllen, wo nimmt er aber hierzu das
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Geld her? Er muß ,es anderswo abzwacken, das
heißt, er kann den StaU oder die Scheune, die
reparaturbedürHig sind, nicht i'llstandsetzen
lassen er muß also andcpe Sachen stehen las­
sen, d~mit er die Verslicherungsprämien bezah­
len kann. rEs ist ,leicht gesagt, daß sich alle
B:auern versichern lassen süllen. ,Es herrscht
diese Ansicht nicht nur bei ,den So:z\ialisten, '5on­
üern ,auch bei ,der Landwirtschafts:k,ammer.
Man muß ,aber sehen, wie die Dinge wirkliich
sind, daß es nämlich viele tausend Bauem
gibt, die heute nicht mehr imstande sind, die
Prämien für die Versidhemngen zu zahlen.
\X!as machen nun :diese ß:auern? Sie hoffen,
daß nichts geschieht, 'wenn aber das Unglück
kommt, müssen wir einsprin,g'en. !Diese Ding,c
ka'nn man nur im Zusammenhang mit der ge­
samten \VirtschaHslage betrachten. Mit der
Verschärfung der WirtschaHslage wird es auch
immer sdhwier,iger, die Prämien für eim Ver­
sicherung zu erschwingen. Deshalb ist auch
das Unglück, welches den kleinen und mittleren
Bauern trifft, noch größer, weil es diesen noch
weniger möglich ist, die Schäden des Unglücks
zu beheben. Es wird oft ,gesagt, ,der Bauer hilft
sioh schon selbst. Das ist zum Teil ein altes
Wahrwort, heute aber ist es ganz anders. Der
große Bauer ist seIhstverständlich versichert,
ll'nd wenn er einen Schaden hat, dann hat er
•wch die Mög!lichkeit, einen gewissen Ausgleich
zu findetl. Wie sollen sich aber heute die klei­
nen Bauern helfen? Eine Mög,lichkeit der Ver­
sicherung gibt es für sie nicht, ihre wirtschaft­
liche Lage wird ständig sch'1cchter, so daß sü~

sich selbst nicht helfen können. Man muß ihnen
daher irgendwie helfen. Dazu gehört, daß es
ermöglicht wird, daß auch die kleinen und
mittleren Bauern die Hagelversicherung ab­
schließen können. Das ist das entscheidende
Prohlem. Ich glaube, daß diese Frage wahr­
scheinlich auch in der Landwirtschaftskammer
diskutiert wird, wie aus den Ausführungen ,der
Abgeordneten Mül1ner und Zeyer im Wirt­
schaftsal1'sschuß hervorgegang,en ist. Es konl'mt
nicht nur ,damufan, daß die Erkenntnis end­
'Hch Plat1zgreift, das Problem auf irgendeine
Weise zu }ösen, sO!J1(lernes muß bald etwas
geschehen, damit diese Leute die Prämien auch
bezahlen können.

Ich erlaube mir daiher fol!genden Antrag zu
steHen (liest):

Der Hohe Landt,ag wO'lle beschließen:
"Die L'andesreg'ierung wirdaufgef'Oldert:
1. Dem L'3Ildtag ehestens einen Gesetzesent­

wurf über die Übern.ahme eines Teiles der
Hage1versicherungsprämien 'für landwirtschaft­
'liehe Betriebe, die ,dies-e Prämien nicht bezahlen
'können, dem Landtag vorzulegen.

2. An die Bundesregierung wegen Über-

uahme eines weiteren Teiles dieser Hagelv,er­
si c'h erullgsprämienher,an1zutreten."

Ich gehe zu, daß auch dieser A'ntrag einiger­
maßen 'all gemein gehaHen 'Wurde, und zlwar

_aus dem Grunde, um Ihnen die Annahme
dieses A'11tra'ges, obwohl er von Abgeordneten
des UnksbJocks gestellt wind, im Interesse der
kleinen und mittleren bäuerlichen Betriebe zu
ermö,glichen.

PRÄSIDENT: Die Rednerli'ste ist erschöpft.
Der I-krr Berichterstatter hat das Serhlußwort.
Wir haben jetzt zunächst über den Bauptan­
tmgdes Wirtschaftsausschusses und dann über
,den Resolutions!antrag des Landesrates Geaner
abzushmrrtern.

Berichterstatter Ahg. lng. HIR MANN: Irh
bitt:; um die Abstimmung.

PRÄSIDENT (nach AbstillZnllll1g' über den
Antrag' des Wirtsclzattsallssclzasses): A 11 g e­
HO mm e n.

Ich bitte den 'Herrn Beric1hterstatter um Ver­
lesung des Resohltionsantrages des Herrn Ab­
geordneten Genner.

Bericlhterstatter Abg. lug. HIRMANN (nach
Verlesung' des Resolutionsantra,f!,'es des Landes­
rates Oel7lter): Ich hitte um die Ahstimmung.

PRÄS IDENT (nach Abstinllllung über den
Resolntionsantrag Oenner): Abgelehnt .

So'mitist 'die T,agesorrdnung der heutigen
Sitzung erledigt. In fünf Minuten findet eine
vertmuliche SHwI1'g 'des Landtages statt.

Hohes Haus! Mit der 'heutigen 15. Sikung
hat der Landtag von Niederösterreich die
111. Sessi'o'11i :der V. Wahlperiode abgeschlossen.

Ich stelle fest, daß der Landtag in gründ­
lic'her Arbeit eine Reihe von Gesetzen verab­
schiedet 'und BeschlÜissegefaßt hat, die für die
wirtschaftliche, sOizi.a1le und kulturelleEntwick­
Jung in unserem I-l'eimaHand von größter Be­
deutung sind.

Ich stelle weiter fest, daß der La'ndt1ag alle
ihm von der Landesreglierung und den ein­
zelnen Herren Abgeordneten zugekommenen
Vor,lagen und Anträge erledigt hat, !solweit dies
nicht durclh Umstände, :die außerhalb seiner
Kompetenz 'gelegen waren, unmöglich war.

Der Landta:g k,ann 'a\<so mit dem befriedigen­
den Gefülhl, seine Pflicht dem Land gegenüber
,gewiss'enhaft erfüllt zu habe'n, in ,die ferien
gehen. Aus diesem Anlaß spreche ich -den
Herren Ahgeordneten, den Mitg,l,iedern der
Landesreg'ierung, den :Beamten der Kanzlei des
l1iederösierreichischen Landtages, des Landes­
stellO'graphenlamtes und der Presse sowie ,allen
übrigen Beamten und Angestellten des Amtes
der niederösterreic1hisc1hen Landesregierung für
die ge,leistete Arbeit den Dank aus, und

','
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wünsche Ihnen allen scrhöne <f,erien und gute
Erholung.

We<il sich aber auch der heutilge Tag noch
1Il it einem besonderen Merkmal deckt, will ich
auch diese Gelegienlhe<it benützen und dem
Herrn L'aIldesrat Mü.Jlnerals Fi<l1Ia'11Izrcferenten
dieses Lanides zu seinem 50. Geburtstag

meine herizh'chsten Glückwünsche übermitteln.
(Beifall.)

Die erste Sitzung der IV. Session wird im
schriHlichen Wege bekanntgegeben werden.
Die Sitzung ,ist geschlossen.

(SchlufJ der Sitzung Ulll 13 Uhr 12 Minuten.)


